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Der Wahnsinn geht weiter
der Bevölkerung verpflichtet, sondern denen
der Banken und Konzerne.

Gleichzeitig steuert der Planet aufgrund der
Umweltzerstörung auf eine Katastrophe zu.
Doch der CO2-Ausstoß wird nicht verringert,
obwohl viel darüber geredet wird. Dieselben
Politiker, die im Interesse der großen Kon-
zerne auf wirkliche Umweltschutzmaßnah-
men verzichten, führen im Interesse der Kon-
zerne Krieg im Irak und in Afghanistan.

Deutschland is dabei nicht weniger impe-
rialistisch als andere Staaten, nur (noch) mi-
litärisch schwächer. Es werden wieder „deut-
sche Interessen am Hindukusch verteidigt“
und Bundeswehr-Soldaten weltweit einge-
setzt. Diese imperialistische Politik führt
dazu, dass die Rüstungsausgaben in den letz-
ten Jahren immer weiter erhöht wurden und
die Sozialausgaben gesenkt.

Dieser Wahnsinn hat System
Wir leben im Kapitalismus. Dieses System

ist eine Klassengesellschaft. Vor über 150
Jahren stellte Karl Marx fest, dass Armut bei
gleichzeitigem Überfluss in der kapitalisti-
schen Gesellschaftsform unvermeidlich ist.
Was wir heute sehen ist, ein noch niemals da
gewesener Reichtum und gleichzeitig Mas-
senarmut und Elend. Technisch war noch nie
so viel möglich wie heute . Komplexe
Computersysteme und intelligente Kommu-
nikationsnetzwerke wurden aufgebaut.
Gleichzeitig haben hunderte Millionen von
Menschen noch nie ein Telefon gesehen. Das
ist die Realität eines Systems, das nicht für
die Bedürfnisse produziert, sondern für den

Deutschland hat sich verändert. Mit Agen-
da 2010 und Hartz IV wurde nicht nur – wie
schon in den Jahren zuvor - Sozialabbau be-
trieben, sondern die Zerstörung der sozialen
Sicherungssysteme begonnen. Das Ergebnis:
viel mehr Armut, Zwangsarbeit durch Ein-
Euro-Jobs, Schikane auf den Ämtern. Die
Unternehmer nutzen Hartz IV als Keule ge-
gen die Beschäftigten. Mit der Drohung von
Entlassungen und der damit verbundenen
Perspektive auf Abrutschen in die Armut
durch Hartz IV werden Belegschaften genö-
tigt, Arbeitszeitverlängerungen und Lohnkür-
zungen hinzunehmen. Der Lebensstandard
der Massen sinkt. Zukunftsängste und Stress
nehmen zu und machen immer mehr Men-
schen krank. Das Leben wird weniger lebens-
wert.

Gleichzeitig steigen die Profite der Unter-
nehmen und gibt es Rekordgewinne bei Ban-
ken und Konzernen. Im Jahre 2006 haben
die 30 größten DAX-notierten Konzerne trotz
siebenprozentiger Gewinnsteigerung insge-
samt 55.000 Arbeitsplätze vernichtet.

Die Regierung handelt nach demselben
Prinzip. Um die Steuererleichterungen für die
Unternehmen und die Vermögenden „gegen
finanzieren“ zu können,  gibt es Nullrunden
in der Rente, Einsparungen in der Gesund-
heitsversorgung, Kürzungen und Streichun-
gen in der sozialen und kulturellen Infrastruk-
tur. Im öffentlichen Dienst werden die Be-
schäftigten ebenfalls mit der Drohung von
Arbeitsplatzvernichtung in Absenkungstari-
fe gezwungen. Die etablierten Parteien füh-
len sich nicht den Interessen der Mehrheit

Profit.
Im Kapitalismus stehen sich zwei Haupt-

klassen gegenüber. Auf der einen Seite die
Arbeiterklasse, die den gesellschaftlichen
Reichtum produziert. Unter Arbeiterklasse
verstehen wir alle Lohnabhängigen, all die
Menschen, die zur Bestreitung ihres Lebens-
unterhalts ihre Arbeitskraft verkaufen müs-
sen. Egal, ob sie offiziell ArbeiterInnen, An-
gestellte oder Beamte sind. Egal, ob sie ge-
rade einen Arbeitsplatz haben oder auf der
Suche danach sind. Der Reichtum, der von
derArbeiterklasse produziert wird, wird pri-
vat von einer kleinen Minderheit angeeignet.
Diese Minderheit ist die Klasse von Kapita-
listen, die ihre ganze ökonomische und poli-
tische Macht nutzen kann, um ihre Privile-
gien zu verteidigen. Staatliche Institutionen
einschließlich der in den Parlamenten domi-
nierenden Parteien sind direkt oder indirekt
mit ihr verstrickt.

Kapitalistischen Wahnsinn
beenden!

Die SAV akzeptiert diese Verhältnisse
nicht. Wir leisten Gegenwehr! In aller Welt
gehen ArbeiterInnen und Jugendliche auf die
Straße für die Verteidigung von Sozialstan-
dards,  gegen Krieg und rassistische Diskri-
minierung,  für eine lebenswerte Existenz.

In einigen lateinamerikanischen Ländern
haben Massenbewegungen die Frage des
Sozialismus im 21. Jahrhundert auf die Ta-
gesordnung gestellt. Auch in den europäi-
schen Ländern nimmt der Widerstand zu. In
den letzten Jahren gab es in mehreren euro-
päischen Ländern eine ganze Reihe von
Streiks und Massenproteste.

In den nächsten Jahren werden Proteste und
Widerstand weitergehen und größer werden,
weil den von Sozialabbau, Arbeitslosigkeit
und Lohnkürzung Betroffenen keine Wahl
bleibt, als sich zu wehren. Doch um erfolg-
reich Widerstand leisten zu können, ist eine
politische Alternative zum Kapitalismus nö-
tig.

Wenn aber keine starke linke Alternative
aufgebaut wird, ist die Gefahr groß, dass die
Neonazis von der Krise der Gesellschaft und
dem berechtigten Unmut in der Bevölkerung
profitieren. Dies muss verhindert werden.

Die SAV beteiligt sich aktiv am Widerstand
gegen Sozialabbau,  Entlassungen,  Krieg,
Umweltzerstörung und baut eine sozialisti-
sche Alternative auf.

Diese Broschüre ist ein Programm, um den
Widerstand gegen die kapitalistischen Ver-
hältnisse zu stärken und ihm eine politische
Orientierung zu geben. Die SAV steht für
eine Alternative zu Ausbeutung, Umweltzer-
störung und Krieg und schlägt einen Weg vor,
wie diese Alternative er reicht werden kann.
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Arbeit und Soziales
In keinem anderen Land Westeuropas

gab es eine solch rasante und tiefgehende
Zerstörung von sozialer Absicherung,
Lohnstandards und Arbeitsbedingungen,
wie in den letzten Jahren in Deutschland.

Agenda 2010 und Hartz IV sind zum
Synonym für Armut, soziale Unsicherheit
und Zukunftsangst geworden. Armut ist
in Deutschland wieder ein Massen-
phänomen. 1,5 Millionen Kinder sind da-
von betroffen.

Regierung und Kapital haben eine Of-
fensive gegen den Lebensstandard der Be-
völkerungsmehrheit gestar tet. Warum?
Weil niedrigere Löhne und geringere So-
zialausgaben höhere Profite für die Ban-
ken und Konzerne bedeuten. Die Behaup-
tung all diese Maßnahmen seien nötig, um
die Konkurrenzfähigkeit der deutschen
Wirtschaft zu gewährleisten und weil die
Staatskassen leer sind, sind reine Lügen.
Dass Lohnverzicht keine Arbeitsplätze
schafft, konnte man in den letzten Jahren
sehen.

Mal abgesehen davon,  dass die Lohn-
stückkosten in Deutschland rela tiv nied-
rig sind. Das ist ein Grund, weshalb die
deutsche Wir tschaft Expor tweltmeister
ist. Die Staatskassen sind leer, weil sie
von Regierung und Kapital geplündert

wurden. Wären die Unternehmenssteuern
heute so hoch wie 1980, wären 50 Milli-
arden Euro jährlich mehr im Bundeshaus-
halt.

Das Leben wird durch diese Politik für
immer mehr Menschen zur Hölle. Angst
und Verzweiflung verbreiten sich und füh-
ren zu Aggressionen, psychischen Krank-
heiten, Verrohung. Der Gang durch die
Arbeitsagenturen ist entwürdigend. Kein
Wunder, dass es  Selbstmorde von Er-
werbslosen aufgrund ihrer sozialen Lage
gibt und ein erster Erwerbsloser in seiner
Wohnung verhungert ist.

Leiharbeit,  Niedrigstlöhne, Arbeiten auf
Abruf, Überleben nur mit mehreren Jobs
- all das nimmt zu. Prekarisierung wird
das genannt und ist zu einem Massen-
phänomen geworden. Die Arbeitsplätze,
die im so genannten Aufschwung der Jah-
re 2006 und 2007 geschaffen wurden,  sind
nur in den seltensten Fällen sichere und
dauerhafte Arbeitsverhältnisse. Gleichzei-
t ig werden die Wochen- und die
Lebensarbeitszeit verlängert - angesichts
von Millionen Arbeitslosen kann wohl
kaum eine andere Maßnahme die Ignoranz
der Kapitalisten gegenüber den Bedürf-
nissen der Bevölkerung so deutlich zum
Ausdruck bringen.

Arbeitszeitverkürzung und
Mindestlohn

Die Arbeiterklasse befindet sich in der
Defensive. Aber viele Kämpfe gegen Be-
triebsschließungen und die großen Bewe-
gungen gegen die Agenda 2010 und Hartz
IV haben auch gezeigt, dass Widerstand
möglich ist. Dieser müsste durch die Ge-
werkschaften zusammen gefasst und or-
ganisier t werden. Dann könnten Betriebs-
schließungen und Massenentlassungen
verhinder t und auch Verbesserungen er-
reicht werden, die dringend nötig sind.
Wie zum Beispiel eine deutliche Arbeits-
zeitverkürzung. Immer mehr Beschäftig-
te arbeiten wieder 40, 41,  42 oder sogar
mehr Stunden in der Woche. Doch nur mit
einer Arbeitszeitverkürzung in großen
Schritten und bei vollem Lohn- und Per-
sonalausgleich wird die Massenarbeitslo-
sigkeit wirksam bekämpft werden kön-
nen. In einigen Branchen, vor allem im
öffentlichen Dienst, wird das erst einmal
bedeuten, dass der Kampf für die 35 Stun-
den-Woche wieder auf die Tagesordnung
gesetzt werden muss. Aber um deutlich
zu machen, dass das Ziel die Ver teilung
der vorhandenen gesellschaftlich sinnvol-
len Arbeit auf alle ist, setzt sich die SAV
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so manche Mutter noch zusätzlich ergän-
zendes Arbeitslosengeld II beantragen müs-
sen. In der gewerkschaftlichen Linken und
in den sozialen Bewegungen wurde gegen
diese viel zu niedrigen Forderungen die
Forderung nach einem Mindestlohn von 10
Euro aufgestellt. Die SAV unterstützt diese
Forderung als einen ersten Schritt hin zu
einem höheren Mindestlohn und will sich
mit anderen linken Kräften dafür einsetzen,
dass Gewerkschaften und Linksfraktion ei-
nen Mindestlohn von wenigstens zehn Euro
einfordern.

Kampf gegen
Betriebsschließungen und
Massenentlassungen

In den letzten Jahren gab es eine Welle
von Massenentlassungen und Betr iebs-
schließungen,  oftmals verbunden mit
Produktionsverlager-ungen nach Osteuropa.
Oft wird aber mit Schließung auch nur ge-
droht, um die Beschäftigten zu Lohnkürzun-
gen und Arbeitszeitver längerung zu erpres-
sen. Häuf ig haben sich Betr iebsräte und
Gewerkschaftsführungen auf die Profitlogik
der Unternehmer eingelassen und Lohnsen-

weiterhin dafür ein, dass die Forderung nach
einer Verkürzung der Arbeitszeit auf 30
Stunden in der Woche aufgestellt und dafür
gekämpft wird.

Lohn- und Personalausgleich sind dabei
von entscheidender Bedeutung. Viele
KollegInnen haben die Erfahrung gemacht,
dass Abeitszeit-verkürzung ohne Personal-
ausgleich zu mehr Stress und Arbeitsdruck
führt. Und ohne Lohnausgleich können sich
viele Beschäftigte eine Ver teilung der vor-
handen Arbeit gar nicht leisten. Ein Lohn-
ausgleich hingegen ist endlich ein Beitrag
zur Umverteilung von oben nach unten.

Wir setzen uns auch für einen Mindest-
lohn ein, der kein Armutslohn ist. Die SAV
hat seit Jahren die Forderung nach einem
Mindestlohn von zwölf Euro in der Stunde
aufgestellt, weil wir der Meinung sind, dass
1820 Euro (bezogen auf eine 35 Stunden-
Woche) ein Minimum an Lebensqualität er-
möglicht. In den Gewerkschaften und in der
Linksfraktion im Bundestag werden aber
Mindestlöhne von 7,50 Euro bzw. acht Euro
gefordert, was zu 1.155 bzw. 1.232 Euro
brutto führen würde. Mit einem solchen Mo-
natslohn wird so mancher Familienvater und

kungen in vorauseilendem Gehorsam ak-
zeptier t. Doch wer sich auf die Profitlogik
einlässt, ist ver loren. Denn wenn es nach
den Kapitalisten geht, wird eine Abwärts-
spirale in Sachen Löhne, Arbeitszeiten und
Arbeitsbedingungen in Gang gesetzt, die ihr
Ende in den Standards von Vietnam oder
Niger ia hat. Darauf darf sich die Arbeiter-
klasse nicht einlassen.

Entlassungen können nur verhindert und
Betriebe gerettet werden, wenn ein ent-
schlossener Kampf organisiert wird. Dies
haben eine Reihe von Belegschaften, zum
Beispiel bei AEG Nürnberg und BSH Ber-
lin,  versucht, wurden aber durch die Ge-
werkschaftsführung ausgebremst.

Die SAV tritt dafür ein, dass solche Kämp-
fe unter der demokratischen Kontrolle der
streikenden Belegschaften laufen und es
keine Abschlüsse ohne die Zustimmung von
Streikversammlungen g ibt.

Um aber der Profitlogik tatsächlich etwas
entgegen zu setzen, muss auch das Privat-
eigentum an Fabriken in Frage gestellt wer-
den. Denn nur, wenn betroffene Betriebe
nicht mehr in pivater Hand sind, können
Arbeitsplätze dauerhaft gerettet werden.

Gegen die Schließung ihres Betriebs leisteten die Beschäftigten des Bosch-Siemens-Hausgerätewerks in Berlin unter anderem mit einem
bundesweiten Marsch der Solidarität Widerstand.
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Forderungen der SAV
Weg mit der Agenda 2010 und Hartz I bis IV
Sofortige Einführung eines Mindestlohns von zehn Euro pro Stunde als
erster Schritt zu einem Mindestlohn von 12 Euro pro Stunde
Automatische Anpassung der Löhne an Inflation und Erhöhungen der Sozi-
alversicherungsbeiträge
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit – in Ost und West, für Frau und Mann, für
Deutsche und MigrantInnen
Garantierte Mindestsicherung für Erwerbslose und Arbeitsunfähige  und
Mindestrente von 750 Euro plus Warmmiete – ohne Bedürftigkeitsprüfung,
Schikanen und Durchleuchtung
Nein zur Rente mit 67 - Senkung des Renteneinstiegsalters auf 58 Jahre
Gegen jede Form von Zwangsarbeit; Umwandlung von Ein-Euro-Jobs in
sozialversicherungspflichtige, tariflich abgesicherte, unbefristete Arbeitsver-
hältnisse
Einführung der 30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und Personalausgleich
– Verteilung der vorhandenen sinnvollen Arbeit auf alle Arbeitsfähigen
Öffentliche Aufträge nur an Firmen, die den Flächentarifvertrag und ge-
werkschaftliche Rechte einhalten
Nein zu ungesicherten und prekären Arbeitsverhältnissen; Kampf gegen
Leiharbeit und Einsatz von Fremdfirmen: ein Betrieb - eine Belegschaft!
Für eine gewerkschaftliche Kampagne zur Organisierung von prekär Be-
schäftigten und sogenannten „illegal“ Beschäftigten
Für ein öffentliches Investitionsprogramm zur Schaffung von einer Million
Arbeitsplätzen jährlich in den Bereichen Bildung, Umwelt, Gesundheit,
öffentlicher Verkehr und Soziales – finanziert durch die Milliardengewinne
der Banken und Konzerne
Keine Verlagerung von Arbeitsplätzen und Produktionsstätten ohne die
Zustimmung der Belegschaft
Vollständige Offenlegung aller Finanztransaktionen und Betriebsinterne
gegenüber der Belegschaft
Vollständige Kontrolle von Produktion, Einstellungen, Entlassungen, Investi-
tionen, Einhaltung von Umwelt- und Arbeitsschutzstandards, Steuerzahlun-
gen etc. durch demokratisch gewählte Belegschaftskomitees
Überführung in öffentliches Eigentum bei demokratischer Kontrolle und
Verwaltung von solchen Betrieben, die Entlassungen und Verlagerungen
vornehmen wollen. Entschädigung nur bei erwiesener Bedürftigkeit. Fort-
führung der Produktion unter der Kontrolle und Verwaltung von Beleg-
schaftskomitees und gewählten VertreterInnen der arbeitenden Bevölke-
rung
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Auf der Jagd nach Profiten haben die Ka-
pitalisten dafür gesorgt, dass in den letzten
Jahren privatisiert wurde, was nicht niet-
und nagelfest war. Krankenhäuser, Ver-
kehrsbetriebe, Wasserwerke, Telekom,
Stromver-sorger, Wohnungsbaugesellschaf-
ten - sogar Universitäten, Gefängnisse und
Sparkassen stehen auf der Wunschliste des
Kapitals.

Es hatte gute Gründe, dass diese Berei-
che in der Vergangenheit nicht den kapita-
listischen Marktgesetzen ausgeliefert wa-
ren. Sie sollen zu Versorgung der grundle-
genden Bedürfnisse der Allgemeinheit die-
nen. Wenn Gesundheit zur Ware wird, blei-
ben die weniger zahlungskräftigen und
chronisch kranken PatientInnen auf der
Strecke. Wenn es keinen Einfluss der Kom-
munen auf den Wohnungsmarkt gibt,  wer-
den Mieten noch einfacher von den Vermie-
tern in die Höhe getrieben. Wenn die Was-
ser-, Gas- und Stromversorgung von Privat-
kapitalisten organisiert wird, werden Sicher-
heitsstandards als Kostenfaktoren abgebaut
und Gebühren für die Masse der Bevölke-
rung erhöht.

Gegen alle Privatisierungen
Privatisierung ist immer Diebstahl am öf-

fentlichen Eigentum,  denn der Aufbau der
öffentlichen Betriebe und Einrichtungen
wurde durch die Steuergelder von allen fi-
nanziert. Deshalb lehnt die SAV alle Priva-
tisierungen ab, nicht nur in Fällen der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge. Unter Privati-
sierungen leiden immer die Beschäftigten,
weil Arbeitsplätze vernichtet und Löhne
gekürzt werden und die VerbraucherInnen,
weil der Service verschlechtert und die Prei-

Privatisierung ist Diebstahl

Gemeinsamer Protest von ArbeiterInnen und Studierenden in Kassel 2006

se gesteigert werden. Deshalb lehnt die SAV
Privatisierungen - egal in welcher Form -
g rundsätzlich ab. Denn auch Teil-
privatisierungen und so genannte „Public
Pr ivate Par tnerships“ dienen nur dazu, voll-
ständige Privatisierungen schr ittweise
durchzusetzen und Marktgesetze einzufüh-
ren.

„Aber die Bürokratie in den öffentlichen
Unternehmen“, wenden viele Befürworter
von Privatisierungen ein. Ganz abgesehen
davon, dass es auch in privaten Unterneh-
men unnötige Verwaltungsapparate und

Forderungen der SAV

Korruption gibt, müssen staa tliche Einrich-
tungen nicht aus bürokratischen Wasserköp-
fen bestehen. Deshalb tr itt die SAV für eine
demokratische Kontrolle und Verwaltung
der öffentlichen Einrichtungen durch die
Beschäftigten und gewählte VertreterInnen
aus der arbeitenden Bevölkerung ein. Denn
wenn nicht abgehobene Bürokraten ent-
scheiden,  sondern gewählte und rechen-
schaftspflichtige VertreterInnen der Allge-
meinheit, können auch Misswirtschaft, Kor-
ruption und Bürokratismus der Boden ent-
zogen werden.

Nein zu Privatisierungen jeder Art – ob Public
Private Partnerships, Teilprivatisierungen oder
Überführungen öffentlicher Betriebe in private
Rechtsformen
Rücküberführung der privatisierten Betriebe
und Einrichtungen in öffentliches Eigentum bei
demokratischer Kontrolle und Verwaltung
durch Belegschaftskomitees und VertreterInnen
der arbeitenden Bevölkerung
Statt überbezahlter Manager und korrupter
Bürokraten: durchschnittlicher Tariflohn und
jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit für alle
Personen in Leitungsfunktionen im öffentli-
chen Dienst und öffentlichen Betrieben
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Kapitalismus macht krank
Zunehmender Stress und Zukunftssorgen

und immer mehr negative Umwelteinflüsse
lassen die Menschen häufiger und schlim-
mer krank werden. Insbesondere psychische
Erkrankungen nehmen zu. Gleichzeitig wird
die Gesundheitsversorgung nicht aus-, son-
dern abgebaut. Seit Jahren reiht sich eine
Gesundheitsreform an die andere und im-
mer kommt dabei heraus, dass die Kosten
für die Masse der Bevölkerung zunehmen
und Vorsorge und Versorgung eingeschränkt
werden.

Immer mehr Menschen gehen nicht mehr
zum Arzt, weil sie sich die Praxisgebühr
nicht leisten können, andere holen sich die
verschriebenen Medikamente nicht in der
Apotheke, weil sie die Zuzahlungen nicht
bezahlen können. Menschen mit geringem
Einkommen sterben in diesem Land durch-
schnittlich sieben Jahre früher als die Rei-
chen.

Keine Kostenexplosion
Die früher einmal bestehende paritätische

Finanzierung des Gesundheitswesens durch
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gehör t längst
der Vergangenheit an. Mittlerweile kommen
die abhängig Beschäftigten für über sech-
zig Prozent der Gesundheitskosten auf .

Gleichzeitig wurden in den letzten 15 Jah-
ren zehntausende Arbeitsplätze in den Kran-
kenhäusern abgebaut. Der Job als Kranken-

pflegerIn oder Arzt macht krank. Überstun-
den sind die Regel. Psychosoziale Betreu-
ung von PatientInnen in Krankenhäusern
und Pflegeheimen ist aufgrund der Arbeits-
überlastung nahezu ausgeschlossen.

Die Regierung spricht seit Jahren von der
„Kostenexplosion“ im Gesundheitswesen.
Diese mache Einsparungen notwendig. Das
ist eine reine Propagandabehauptung, mit
der von den eigentlichen Problemen abge-
lenkt werden soll. Die Ausgaben im Ge-
sundheitswesen im Verhältnis zum Brutto-
inlandsprodukt sind in den letzten Jahrzehn-
ten ziemlich konstant geblieben. Es gibt
daher kein Ausgaben-,  sondern ein Einnah-
meproblem. Denn durch die steigende Mas-
senarbeitslosigkeit und sinkende Reallöh-
ne sind die Beiträge zur Krankenversiche-
rung gesunken.

Gesundheitsindustrie
Während sich die Masse der Bevölkerung

immer weniger Medikamente leisten kann,
machen die Pharmakonzerne Rekordgewin-
ne. Aus dem Gesundheitswesen ist eine
Gesund-heitsindustrie geworden, deren Ei-
gentümer und Großaktionäre den Hals nicht
voll bekommen. Ein Krankenhaus nach dem
anderen wird privatisiert. Der Patient wird
zum Kunden – und in der Marktwirtschaft
werden zahlungskräftige Kunden bevorzugt
behandelt.

Vom gesellschaftlichen Standpunkt be-
trachtet ist die Demontage des Gesundheits-
wesens absoluter Irrsinn und völlig unöko-
nomisch. Statt Krankheiten vorzubeugen,
wird an den Schäden herumgedoktert, wenn
es oft schon zu spät ist. Nötig wäre ein mas-
siver Ausbau der Gesundheitsforschung und
der Vorsorge.

Wenn zum Beispiel nicht verschiedene
private Forschungsinstitute auf der Suche
nach wichtigen Impfstoffen und Medika-
menten gegeneinander arbeiten würden,
sondern die Forschungserkenntnisse öffent-
lich ausgetauscht würden und miteinander
kooperiert würde, könnte der Kampf gegen
AIDS, Krebs und andere Krankheiten viel
schneller zum Erfolg führen.

Wenn in Kindergärten, Schulen und am
Arbeitsplatz gezielte Gesundheitsaufklä-
rung und -prophylaxe betrieben würde,
könnten viele Krankheiten vermieden wer-
den. Angefangen bei einer gesunden und
bewussteren Ernährung bis hin zu regelmä-
ßiger kostenloser Gymnastik und Massagen
in Berufen mit zum Beispiel rückenschädi-
gender Wirkung.

Aber solchen Maßnahmen stehen die Pro-
fitinteressen der Lebensmittel-,  Pharma-
und Gesundheitsindustrie im Weg. Ein ge-
sundes Leben für alle ist deshalb im Kapi-
talismus nicht zu erreichen.
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Rücknahme der verschiedenen Gesundheits“reformen“ der letzten
Jahre – weg mit Eigenbeteiligungen, Fallpauschalen, Praxisgebühr,
Zuzahlungen etc.
Nein zur Aushöhlung der paritätischen Finanzierung der Gesundheits-
kosten zu Lasten der ArbeitnehmerInnen
Enteignung der Pharma-, Bio-, Gentechnik-, Medizingeräte- und Le
bensmittelindustrie, sowie der privaten Krankenhaus-Konzerne und
Überführung in öffentliches Eigentum bei demokratischer Kontrolle
und Verwaltung durch die Beschäftigten, gesetzliche Krankenkassen
und VertreterInnen der arbeitenden Bevölkerung
Schluss mit gentechnischer Manipulation von Saatgut und Nahrungs-
mitteln; vollständige Offenlegung aller Unterlagen über gentechnische
Forschung; Stopp sämtlicher gentechnischer Projekte außer öffentlich
und demokratisch kontrollierter Grundlagenforschung
Für ein massives staatliches Investitionsprogramm zur Sanierung von
Krankenhäusern und Pflegeheimen, zur Förderung der Gesundheitsvor-
sorge und Forschung – finanziert durch die Gewinne der Banken und
Konzerne
Gleichbehandlung aller PatientInnen; flächendeckende Einführung von
Polikliniken und Arztzentren zur verbesserten Zusammenarbeit von
stationärer und ambulanter Versorgung
Kontrolle von Krankenhäusern und Pflegeheimen durch gewählte Be-
legschaftskomitees und VertreterInnen von PatientInnen und Heimin-
sassen
Statt Konkurrenz unter den Krankenkassen: Abschaffung der privaten
Krankenkassen und Zusammenführung aller Kassen zu einer einzigen
öffentlichen Krankenkasse unter demokratischer Kontrolle und Verwal-
tung durch Belegschaftskomitees und von VertreterInnen der arbeiten-
den Bevölkerung.
Umwandlung des Gesundheitswesens zu einem kostenlosen, staatli-
chen Gesundheitswesen finanziert durch die Gewinne der Banken und
Konzerne

Forderungen der SAV
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Gemeinsam gegen Rassismus
und Sozialabbau

Seit einigen Jahren sprechen Politiker und
„Experten“ ihren Text von „nicht-integrier-
baren Ausländern“ in die Mikrofone. In po-
litischen Talkrunden wird der Islam, dem
1,2 Milliarden Menschen angehören, in die
Nähe von Terror gerückt. Unsichtbare Par-
allelgesellschaften sind angeblich die gro-
ßen Bedrohungen für Demokratie und Ge-
sellschaft. Der verzweifelte Hilferuf des
Lehrpersonals der Rütli-Schule in Berlin-
Neukölln wurde wochenlang medial ausge-
schlachtet, um Kinder und Jugendliche is-
lamischen Glaubens als potenziell gewalt-
bereit darzustellen. Parolen, wie, „Multikul-
ti ist gescheitert!“, gehen einher mit dem
Ruf nach einem „Ende der Toleranz“ und
mehr Härte gegen angeblich integrations-
unwillige ImmigrantInnen.

Krisengebiet Schule?
Doch wie ist es wirklich? Anfang 2006

besuchte ein UN-Sonderberichterstatter,
sonst nur in den Krisengebieten dieser Welt
unterwegs, die Bundesrepublik. Sein Auf-
trag: Sich einen Überblick über die Chan-
cen und Nachteile im deutschen Bildungs-

system verschaffen. Das Ergebnis: erschrek-
kend!

Desintegrationspolitik
Der UNO-Gesandte stellte fest, dass 42

Prozent der MigrantInnen einen
Hauptschulabschluss und nur neun Prozent
das Abitur er ringen. Deutsche Jugendliche
hingegen besuchen nur zu 25 Prozent die
Hauptschule, ein Viertel schafft das Abitur.
Der Rückstand der 15-jährigen
MigrantInnen in der Lesekompetenz gegen-
über Deutschen: Zwei Schuljahre! Das ist
institutionelle Selektion basierend auf der
durchschnittlich schlechteren sozialen Lage
von Migrantenkindern und auf dem Fehlen
spezieller Sprach-Förderungsmaßnahmen.
Die Studie stellte fest, dass bestimmte Grup-
pen besonders stark benachteiligt werden:
Kinder aus armen Familien, Migranten-
kinder, Kinder mit Behinderungen und
Flüchtlingskinder, sowie Kinder , die in
Deutschland ohne Papiere leben. Im UNO-
Bericht heißt es: „Das System scheint [...]
einen negativen Effekt zu haben, denn die
Benachteiligten werden zu doppelt Benach-

teiligten.“
Das ist nur ein Beispiel für die Selektion,

der Menschen mit Migrationshintergrund
zum Opfer fallen. Die Arbeitslosenquote
unter MigrantInnen ist ein weiteres Beispiel
für den „Integrationswillen“ der Herrschen-
den in Deutschland. Mit 20,4 Prozent ist sie
mehr als doppelt so hoch wie unter Men-
schen mit deutschem Pass.

Das zieht sich wie ein roter Faden durch
die gesamte Gesellschaft. AusländerInnen
haben generell  schlechtere Chancen auf
einen Aus-bildungs- und Arbeitsplatz, dü-
stere Zukunftsaussichten, landen häufiger
in sozialen Brennpunkten und Ghettos.
Durch den Sozial- und Bildungs-kahlschlag
wird diese Ausgrenzung weiter zunehmen.
Die Aufforderung, sich gefälligst in die
deutsche Gesellschaft zu integrieren,  ist für
die Betroffenen und Opfer alltäglicher Aus-
grenzung bestenfalls lächerlich, in der Re-
gel aber eine zynische Provokation.

Land ohne Asyl
Seit der faktischen Abschaffung des Asyl-

rechts im Jahre 1994 ist die Zahl der

Die erfolgreiche internationale Bewegung Jugend gegen Rassismus in Europa war 1992 eine Initiative des Komitees für eine
Arbeiterinternationale.
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Aktion der SAV in Aachen gegen die rassistische Kampagne der CDU gegen doppelte
Staatsbürgerschaft.

AsylberwerberInnen kontinuierlich gesun-
ken. Waren es im Jahre 1998 knapp 99.000
flüchtige Menschen, die in Deutschland ei-
nen Asylantrag gestellt haben, waren es im
Jahre 2006 nur noch 21.000. Entscheidend
ist, dass kaum noch jemand anerkannt wird.
Bei 30.756 Entscheidungen des Bundesam-
tes sind nur 251 Personen als Asyl-
berechtigte anerkannt worden. 1.097 Men-
schen erhielten einen Abschiebeschutz. Mit
dem Mittel der Kettenduldungen werden
MigrantInnen in permanenter Unsicherheit
und Angst gehalten.

Bürgerliche Politiker, die den So-zialabbau
forcieren und parallel dazu das Scheitern ei-
ner angeblichen Mul-tikulti-Gesellschaft de-
klarieren, spielen den Nazis in die Hände.
Mit Parolen wie „Multikulti abschaffen“,
greifen Nazibanden die Stichworte der eta-
blierten Politik auf und haben die Möglich-
keit, ihre rassistischen Antworten als zu
Ende gedachte Konsequenz der von den eta-
blierten Politikern selber vorgebrachten Pro-
paganda darzustellen.

Gemeinsam kämpfen!
Angesichts von Hartz IV und Lohndrük-

kerei wächst die Unzufriedenheit und die
Wut in der Bevölkerung. Die Wirtschafts-
bosse und ihre Marionetten aus Medien und
Politik konstruieren Bedrohungs-szenarien
von „Parallelgesellschaften“ und „Über-
fremdung“. Von den sozialen Verhältnissen
und der Verantwortung von Regierung und
Kapital für diese wird auf diese Weise ab-
gelenkt. Es wird einmal mehr deutlich, dass
den Herrschenden alle Mittel recht sind,
wenn es darum geht, die kapitalistischen Ei-
gentums- und Machtverhältnisse zu vertei-
digen. Sie bedienen sich des Mittels „teile
und herrsche“ und versuchen einen Teil der
Arbeiterklasse auf einen anderen zu hetzen,
um sie insgesamt zu schwächen. Rassismus
dient vor allem zur Spaltung der von Sozi-
alabbau und Angriffen auf den Lebensstan-
dard Betroffenen. Es sind die Milliar-
däre, Wirtschaftsbosse und ihre Vertreter, die
tatsächlich in einer „Parallelgesellschaft“
leben. Sie führen nicht das Leben der Be-
völkerungsmehrheit und kennen deren Sor-
gen nicht. Kapitalismus bedeutet Reichtum
und Macht für eine kleine Minderheit.

Die Spaltung der arbeitenden Bevölkerung
entlang nationaler Linien kann durch den ge-
meinsamen Kampf für die Verbesserung der
Lebensbedingungen überwunden werden.
Wenn deutsche und nicht-deutsche Jugend-
liche und ArbeiterInnen für ihre gemeinsa-
men Interessen auf die Straße gehen und
streiken, erkennen sie, dass sie mehr verbin-
det, als trennt. „Tous ensemble“, „alle ge-
meinsam“ – das ist die moderne Überset-
zung der alten Parole am Schluss des Kom-
munistischen Manifests: „Proletarier aller
Länder vereinigt Euch.“

Weg mit allen Sondergesetzen für
MigrantInnen
Nein zum Kopftuchverbot – für Religionsfreiheit
Volles Wahlrecht und gleiche Rechte für alle
hier lebenden Menschen
Sofortiger Abschiebestopp, Auflösung aller
Abschiebegefängnisse; Bleiberecht für alle hier
lebenden Menschen
Einführung eines uneingeschränkten Asylrechts
Bekämpfung der Fluchtursachen statt der
Flüchtlinge; Stopp von Aufrüstung und Waffen-
exporten

Forderungen der SAV
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Jugend auf der Straße?
Jugend auf die Straße!

Eine Bewerbung nach der anderen und
keine Ausbildung. Nicht genug Geld zum
Studieren. Das Jugendzentrum im Stadt-
teil macht dicht. Kaum Kohle zum Aus-
gehen. So sieht der Alltag von Millionen
Jugendlichen aus.

„Zutritt verweigert!“
Nur noch zwanzig Prozent aller Unter-

nehmen bilden überhaupt aus. Der so ge-
nannte Ausbildungspakt und die öffentli-
chen Appelle an die Unternehmen Aus-
bildungsplätze zur Verfügung zu stellen
haben, wie abzusehen war, keine Wirkung
gezeigt. Den bundesweit 509.753 Bewer-
ber-Innen stehen 2007 lediglich 297.265
Plätze zur Verfügung.

In den nächsten Jahren wird die Anzahl
der Ausbildungssuchenden ansteigen.

In einem Bundesland nach dem anderen
setzen Landesregierungen Studiengebüh-
ren durch. Bereits jetzt haben viele ihr
Studium abgebrochen, die sich nun in die
Warteschleifen des Ausbildungs- und Ar-
beitsmarktes einreihen können. In Nord-
rhein Westfalen haben sich zum Sommer-
semester 2007 rund 20.000 Studierende
weniger eingeschrieben.

Doch es verschlechtern sich nicht nur die
Bildungssituation und die beruflichen Zu-
kunftssaussichten. Auch das soziale Ge-
füge von immer mehr Jugendlichen zer-
br icht aufgrund von hohen Eintrittsprei-
sen für Kultur und Sport. Was übrig b leibt
ist die Straße und der Frust oder die Flucht
in vir tuelle Parallelwelten.

Organisiert sich zur Wehr
setzen!

Soziale Brennpunkte werden immer
mehr zu Zielscheiben bürger licher Propa-
ganda und Polizeischikane. Auch hier
scheint dabei zu gelten, besser nicht über
die Hintergründe zu sprechen und nicht
über die Verantwortlichen. Statt Men-
schen in solchen Wohngegenden mit dem
Aufbau von sozialer und kultureller In-
frastruktur zu unterstützen, werden die
Sportangebote gekürzt und die Jugend-
zentren unter Druck gesetzt Gewinne zu
machen oder geschlossen. Landen dann
Jugendliche ziellos auf der Straße steht
die Polizei an Ort und Stelle, um sie zu
kr iminalisieren. Es ist kein Zufall,  dass
der bürgerliche Staa t lieber die Polizei
schickt, statt die Bildungssituation zu ver-
bessern oder mehr Ausbildungsplätze zur
Verfügung zu stellen. Den Herrschenden
geht es nicht darum die Jugendlichen von

der Straße zu holen oder zu bilden. Es geht
ausschließlich darum die Profite der Un-
ternehmen zu maximieren. Gute Bildung
ist dabei aus ihrer Sicht genauso ein Ko-
stenfaktor, wie Jugendzentren und Sport-
einrichtungen. Haben sie den Jugendli-
chen keine sinnvolle Zukunft zu bieten,
werden die Repressionsmaßnahmen in-
tensiviert.

In den Wohngebieten, in den Schulen
und Universitäten müssen sich Jugendli-

che selbst organisieren. Bildung für alle
und gut bezahlte Jobs sind von den Herr-
schenden niemals freiwillig gegeben wor-
den. Die Arbeiter- und Gewerkschaftsbe-
wegung hat dafür gekämpft. Heute ist es
dringend nötig eine neue sozialistische Ju-
gendbewegung zu schaffen, die Jugend-
liche organisier t, vernetzt und ihnen die
Möglichkeit gibt, für ihre eigenen Inter-
essen zu kämpfen.
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Rapper und SAV-Mitglied Holger Burner alias David Schultz auf einer Demo gegen Studiengebühren in Hamburg

Weg mit allen Formen von Studiengebühren
Verkleinerung der Klassen auf maximal 15 SchülerInnen, Neueinstellung
von LehrerInnen
Einführung der Gemeinschaftsschule als Regelschule
Verwaltung von Schulen und Hochschulen sowie Gestaltung der Lehrinhal-
te durch demokratisch gewählte Komitees von Lernenden, Lehrenden und
GewerkschaftsvertreterInnen
Statt Schließung von Jugendzentren in den Stadtteilen, mehr Geld für Neu-
aufbau und bessere Ausstattung von selbstverwalteten Jugendzentren;
Nein zu Polizeischikanen gegen Jugendliche
Einen garantierten, wohnortnahen Ausbildungsplatz für alle Jugendlichen -
Betriebe, die gar nicht oder weniger als zehn Prozent der Belegschaft aus-
bilden sollen zahlen; garantierte und unbefristete Übernahme in den er-
lernten Beruf
Drastische Erhöhung der Auszubildendenvergütungen auf mindestens 750
Euro plus Warmmiete
Statt Bafög für wenige: Einführung einer elternunabhängigen Grundsiche-
rung für SchülerInnen und Studierende ab 16 Jahren von 500 Euro plus
Warmmiete
Nein zur Privatisierung von Bildungseinrichtungen – Unternehmen raus aus
Schulen und Universitäten

Forderungen der SAV
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Demokratische Rechte und
Diskriminierung

Die Unterstützer des Kapitalismus loben
gerne die in diesem System angeblich be-
stehende Demokratie. Demokratie heißt
übersetzt Volksherrschaft. Davon kann im
Kapitalismus aber nicht die Rede sein. Er-
stens regiert Geld die Welt. Die großen Ban-
ken und Konzerne haben die entscheiden-
den Druckmittel und den entscheidenden
Einfluss auf Regierungen und politische
Entscheidungen. Über tausende Fäden sind
sie mit den bürgerlichen Par teien und Insti-
tutionen verbunden. Millionen werden in die
Korruption von Politikern und Regierungs-
beamten gesteckt. Ein elitäres Bildungs-
system führt dazu, dass die Eliten weitge-
hend unter sich bleiben.

Das „Volk“ kann alle vier Jahre wählen,
wer Politik gegen die Mehrheit der Bevöl-
kerung macht.

Staat rüstet auf
Gleichzeitig rüstet der Staat immer mehr

auf. Die Durchleuchtung und Bespitzelung
der Bevölkerung hat neue Ausmaße ange-
nommen, die Polizei tritt aggressiv gegen
globali-sierungskritische und antikapitalisti-
sche Demonstrationen auf, Menschen wer-
den in Vorbeugehaft genommen ohne ir -
gendwelche belastbaren Anschuldigungen,
erste Schritte beim Einsatz der Bundeswehr

Rücknahme der diversen „Anti-Terror“-Ge-
setze, des großen Lauschangriffs etc.
Nein zu Bundeswehr-Einsätzen im Inneren
Gegen jede Form der Diskriminierung auf-
grund von Nationalität, Religion, Hautfarbe,
Geschlecht, sexueller Orientierung oder
Behinderung

im Inneren werden durch CDU-Innenmini-
ster Schäuble ergriffen. Der starke Staat
schützt nicht die Bevölkerung, sondern die
Eigentums- und Machtverhältnisse für den
Fall, dass die Bevölkerung diese mal in Fra-
ge stellt. Polizei, Justiz und Militär sind den
Kapitalisten und deren Interessen zu Dien-
sten.

Die Arbeiterbewegung kann kein Interes-
se am Ausbau repressiver Staa tsorgane und
an der Einschränkung demokratischer Rech-
te haben. Die demokratischen Rechte, die
es gibt,  wurden sich erkämpft - angefangen

beim freien und gleichen Wahlrecht, das ein
Produkt der deutschen Novemberrevoluti-
on 1918/19 war. Diese Rechte gilt es zu ver-
teidigen.

Ebenso muss die Diskriminierung von
Menschen aufgrund äußerer Merkmale,
Religion, Geschlecht, sexueller Or ientie-
rung oder Nationalität bekämpft werden.
Diese Diskriminierung wird teilweise offi-
ziell betrieben, teilweise durch bürger liche
Propaganda verbreitet. Sie dient der Spal-
tung der Arbeiterklasse, um einheitliche Ge-
genwehr zu verhindern.

Forderungen der SAV

Die staatliche Überwachung wird verstärkt. Hier fllmt die Polizei eine Demonstration gegen Krieg.
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Schluss mit der
Diskriminierung von Frauen

Auch fast 90 Jahre nach der Einführung
des Frauenwahlrechts werden Frauen in
der kapitalistischen Gesellschaft weiter-
hin systematisch benachteiligt. Daran hat
auch die erste Kanzlerin in der Geschich-
te der Bundesrepublik nichts geändert.

Immer noch verdienen Frauen durch-
schnittlich 20 Prozent weniger als Män-
ner, sind typische „Frauenberufe“ deut-
lich schlechter bezahlt und oftmals auch
stärker von Flexibilisierung betroffen.
Frauen sind weiterhin einer Doppelbela-
stung ausgesetzt, weil sie einen deutlich
größeren Anteil der Kindererziehung, der
Haushaltsführung und der Altenpflege tra-
gen, als Männer. Rentnerinnen haben ein
deutlich niedr igeres Einkommen,  als
Rentner. Oftmals unter dem Existenzmi-
nimum.

Wirkliche Selbstbestimmung über den
eigenen Körper gibt es auch immer noch
nicht. Abtreibungen sind weiterhin nicht
die freie Entscheidung der betroffenen
Frauen. Sexuelle Diskriminierung, Ge-
walt und Vergewaltigungen sind für viele
Frauen Alltagsbedrohungen. Jede dritte
Frau wird in ihrem Leben mindestens ein-
mal Opfer sexueller Gewalt, jede vierte
erwachsene Frau wird Opfer einer Verge-
waltigung, oftmals in Ehe und Partner-
schaft.

Sexismus bekämpfen!
Sexistische Diskr iminierung begegnet

Frauen an jeder zweiten Straßenecke auf
Werbeplakaten, auf denen halbnackte und
superdünne Frauen die neuesten in der
Schönheitsindustrie entschiedenen
Schönheitsideale vorgeben. Der psychi-
sche Druck,  den das auf viele, vor allem
junge, Frauen ausübt führt zu Essstörun-
gen, psychischen Erkrankungen, Drogen-
konsum.

Der weibliche Körper wird im Kapita-
lismus zur Ware gemacht. Er wird in Me-
dien und Werbung – siehe Heidi Klums
Top-Model-Show – zur Schau getragen
und bei millionenfacher Prostitution zum
sexuellen Befriedigungs-Objekt degra-
diert. Es gibt in Deutschland mehr Pro-
stituierte als LehrerInnen. In der Regel
sind es soziale Notlagen, die Frauen in
die Prostitution zwingen, oftmals sind
Migrantinnen betroffen, die keine Aufent-
haltserlaubnis haben und ihren Zuhältern
ausgeliefert sind.

Warum ist die Diskriminierung von
Frauen auch im 21. Jahrhundert noch
nicht beendet? Weil die Benachteiligung
von Frauen der Aufrechterhaltung des ka-
pitalistischen Systems dient. Erstens weil
Frauen den Großteil der unbezahlten
Hausarbeit verrichten,  was aus Sicht der

Kapitalisten eine enorme Kostenersparnis
ist im Vergleich zu der Möglichkeit, dass
diese gesellschaftlich nötige Arbeit durch
ihre Profite bezahlt wird.

Nein zu „Teile und Herrsche“
Dieser Zustand wird von Männern und

Frauen nur akzeptiert, weil in der Gesell-
schaft – und damit im Bewusstsein der
Mehrheit der Bevölkerung – weiterhin
eine patriarchalische Ideologie dominiert.
Zweitens weil die soziale Spaltung zwi-
schen Männern und Frauen der Spaltung
derArbeiterklasse dient – ganz nach dem
altbekannten Prinzip „teile und herrsche“.

Der Umgang von Medien, Schule und
Staat mit den Geschlechterrollen führt
faktisch dazu, dass viele Männer versu-
chen, sich auf Kosten von Frauen ein
leichteres Leben zu machen, zum Beispiel
indem sie sich in Familien und Partner-
schaften als „Herr im Haus“ aufspielen.

Mit der Aufrechterhaltung der unglei-
chen Rechte und Lebensbedingungen von
Männern und Frauen durch die kapitali-
stische Gesellschaft wird bezweckt Arbei-
ter und Arbeiterinnen gegeneinander aus-
zuspielen und gemeinsamen Widerstand
zu verhindern.

Deshalb ist die Diskr iminierung von
Frauen aber nicht nur gegen die Interes-
sen von Frauen gerichtet,  sondern auch

gegen die Interessen
der Männer aus der
Arbeiterklasse. Denn
sie schwächt die ge-
samte arbeitende Be-
völkerung. Und wirk-
liche Freiheit ist auch
für Männer nur zu er-
reichen, wenn auch
sie frei von den gegen
Frauen gerichteten
Diskriminierungs-
undUnterdrückungs-
mechanismen sind.

Die SAV tritt für ein
Ende von Frauendis-
kriminierung und für
einen gemeinsamen
Kampf von Arbeite-
rinnen und Arbeitern,
männlichen und
weiblichen Erwerbs-
losen und Jugendli-
chen für gleiche
Rechte und Lebens-
bedingungen für alle
ein.
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Aktion der SAV gegen sexistische BILD-Werbung

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit; drastische Lohnerhöhungen in
frauendominierten Berufszweigen
Keine Kürzungen und Privatisierungen bei Kindergärten und
Kindertagesstätten; kostenlose ganztägige Kinderbetreuung ab dem
ersten und bis zum 13. Lebensjahr
Weg mit den Abtreibungsparagraphen 218 und 219
Kostenlose Abgabe von Verhütungsmitteln und kostenlose Abtreibungen
Kampf gegen Sexismus; Einrichtung einer demokratisch gewählten Kom-
mission von VertreterInnen der Gewerkschaften und von Frauenverbän-
den zur Unterbindung von Sexismus in Medien und Werbung
Flächendeckendes Angebot von gut ausgebauten, selbstverwalteten
Frauenhäusern und von Frauenberatungsstellen und -notrufen
Keine Diskriminierung von Prostituierten; für eine gewerkschaftliche
Kampagne gegen Zwangsprostitution und Zuhälter; staatlich finanzierte
Ausstiegsprogramme für alle Prostituierten mit Aus- und Weiterbildungs-
programmen; Bleiberecht für alle betroffenen Frauen
Nein zum Kopftuchverbot
Nein zu Zwangsehen und Kopftuchzwang
Für eine gewerkschaftliche Kampagne gegen häusliche Gewalt, Verge-
waltigung in Ehe und Partnerschaften und gegen Frauendiskriminierung
am Arbeitsplatz
Gegen Haushaltsroutine und -schufterei: Gute und billige Stadtteilrestau-
rants und -wäschereien

Forderungen der SAV
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Nazis stoppen
und in Stadtteilen aufmarschieren und ihre
Hetze verbreiten. Faschismus ist keine Mei-
nung, sondern ein Verbrechen. Ihnen demo-
kratische Rechte zu gewähren, damit sie
diese für alle abschaffen können, ist absurd.
Deshalb tritt die SAV für die Verhinderung
von faschistischen Aufmärschen und Ver-
anstaltungen ein. Dabei kann man sich nicht
auf Polizei und Regierungen verlassen. Mo-
bilisierungen durch Gewerkschaften, linke
und antifaschistische Organisationen in den
Stadtteilen, an Schulen und in Betrieben
sind nötig , um sich den Nazis in den Weg
zu stellen und sie zu stoppen.

Nazis profitieren von Sozialab-
bau

Die Nazis versuchen die wachsende Un-
zufriedenheit mit Sozialabbau auszunutzen,

Jugendliche stellen sich einem Nazi-Aufmarsch in Köln-Kalk in den Weg.

Allein im Jahr 2005 gab es im Vergleich
zum Vorjahr einen Anstieg von rechter Ge-
walt um 23 Prozent. Im Jahr 2006 ist sie
weiter angestiegen. Faschisten wollen Ju-
den, MigrantInnen, Homosexuelle und An-
dersdenkende aus Deutschland vertreiben.

Mit ihrer Hetze und ihrer Gewalt leisten
sie einen Beitrag dazu die arbeitende Be-
völkerung zu spalten und so gemeinsamen
Widerstand von allen von Sozialabbau und
Arbeitsplatzvernichtung Betroffenen zu ver-
hindern. Denn nur, wenn ein solcher Wi-
derstand verhindert wird, können sie ihr ei-
gentliches Ziel durchsetzen: eine brutale
Diktatur für das deutsche Kapital und die
Abschaffung aller elementaren demokrati-
schen Rechte für die Arbeiterbewegung.

Widerstand ist nötig, wenn Nazibanden an
Schulen ihre Hass-Ideologie propagieren

um neue Anhänger zu ködern. In den letz-
ten Jahren haben faschistische Par teien wie
die NPD  sich das Image einer „Opposition
gegen die da oben“ gegeben. Doch ihnen
geht es nicht um einen Kampf für die „klei-
nen Leute“. Sie nutzen ihre Positionen in
Par lamenten und in der Öffentlichkeit, um
gegen AusländerInnen zu hetzen. Doch es
sind nicht die MigrantInnen, die Arbei-
terInnen entlassen oder Mieten erhöhen. Es
sind die Wirtschaftsbosse, die für ihre Profit-
interessen Löhne senken, Arbeitnehmer ent-
lassen, keine Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung stellen. Es sind die Politiker der eta-
blierten Parteien, die soziale und demokra-
tische Rechte einschränken. Und wo die
NPD die Gelegenheit dazu hat, wie in eini-
gen Kommunalparlamenten, beteiligt sie
sich an der Umsetzung von Hartz IV und
zeigt ihr wahres unsoziales Gesicht.

Wer „A“ sagt, muss auch „B“
sagen.

Es reicht nicht nur gegen Nazis zu sein.
Das ist schon mal gut. Aber die sozialen Ver-
hältnisse, die immer mehr Menschen in die
Verzweiflung treiben, machen es überhaupt
erst möglich, dass Nazi-Parteien davon pro-
fitieren können. Der Widerstand gegen die
Nazis muss verbunden werden mit dem
Kampf gegen So-zialabbau, Arbeitsplatz-
vernichtung, Privatisierungen.

Um Nazis zu bekämpfen, müssen
ArbeiterInnen, Erwerbslose, Jugendliche
gemeinsam kämpfen. Egal ob deutsch oder
nicht-deutsch, schwarz oder weiß, Moslem,
Christ oder gar nicht gläubig. Um die Na-
zis endgültig loszuwerden, müssen die Ur-
sachen von Sozialabbau und Erwerbslosig-
keit und von rassistischer Spaltung besei-
tigt werden. Deshalb ist ein konsequenter
antifaschistischer Kampf auch ein Kampf
gegen den Kapitalismus, der Rassismus und
Faschismus hervorbringt.  

Keine Vermietung und Bereitstellung öffentlicher Plätze und Räume an
 faschistische Organisationen
Verhinderung aller Nazi-Aktivitäten durch Massenmobilisierungen von Ge-
werkschaften, linken Organisationen und der antifaschistischen Bewegung
Gemeinsamer Kampf von ArbeiterInnen, Erwerbslosen und Jugendlichen
mit und ohne deutschen Pass gegen den sozialen Nährboden von
Rassismus, Antisemitismus und Faschismus – gegen Arbeitslosigkeit,
Sozialabbau und Lohnkürzungen

Forderungen der SAV
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Dem Absturz Ost ein Ende
machen

Was haben Kohl und Co. den Menschen in
der damaligen DDR nicht alles versprochen,
um sie von Wiedervereinigung und Marktwirt-
schaft zu überzeugen! Blühende Landschaf-
ten,  Wohlstand, Freiheit, Demokratie.

Blühende Landschaften gibt es heute höch-
stens auf den brachliegenden ehemaligen
Industrienanlagen, wo sich die Natur wieder
frei um Industrieruinen herum ausbreiten
kann. Wohlstand gibt es für eine kleine Min-
derheit von Wendehälsen, die vom DDR-
Staatsapparat schnell genug den Wechsel zum
Kapitalismus geschafft haben. Für die große
Mehrheit gibt es niedr ige Löhne oderArbeits-
losengeld – bei Westpreisen und -mieten.

Zum Nutzen der Reisefreiheit fehlt vielen
das nötige Kleingeld und die Demokratie er-
schöpft sich darin, alle vier Jahre wählen zu
dürfen, wer die Ostdeutschen weiter verrät und
verkauft. Die kapitalistische Demokratie
kommt hier so gut an, dass die Wahlbeteili-
gung geringer ist als im Westen und bei Kom-
munalwahlen mittlerweile nur noch ein Drit-
tel der Bevölkerung sich überhaupt noch be-
teiligen.

Auch nach 17 Jahren konnte der Kapitalis-
mus die soziale Spaltung in Ost und West nicht

überwinden. Trotz milliardenschwerer so ge-
nannter Aufbauprogramme war das kapitali-
stische System nicht in der Lage sein Verspre-
chungen auch nur annähernd zu erfüllen. Die
Subventionen und Steuergelder sind oftmals
in den Taschen korrupter Politiker und priva-
ter Firmenchefs gelandet, statt in den Aufbau
von Infrastruktur oder Industrie. Dass was die
privaten Konzerne zerstörten,  konnte selbst
durch Milliarden staatlicher Gelder nicht wett
gemacht werden.

Das ist auch logisch, denn für die westdeut-
schen Konzerne war die ostdeutsche Industrie
ja nur ein lästiger potenzieller Konkurrent, der
schnell platt gemacht wurde. Den ostdeut-
schen Markt konnte man auch mit anderswo
produzierten Waren bedienen. In wenigen
Ausnahmefällen wurde der Osten von den Ka-
pitalisten als verlängerte Werkbank genutzt
und der eine oder andere Betrieb fortgeführt
oder neu aufgemacht, um die niedrigeren Löh-
ne zum Lohndumping zu nutzen.

Tarifverträge sind in dem meisten ostdeut-
schen Betrieben ein Fremdwort und da, wo
es sie gibt, liegen die Tariflöhne deutlich un-
ter den Löhnen im Westen und die Arbeits-
zeit ist länger – als ob ostdeutsche Arbeiter-

Innen einen schlechteren Job machen würden!
Die Folge dieses wirtschaftlichen und sozia-
len Niedergangs ist, dass einerseits immer
mehr Menschen die Region verlassen und an-
dererseits sich Verzweiflung breit macht, die
in manchen Orten von den Faschisten ausge-
nutzt werden kann. Dass diese Wahlerfolge
verbuchen können und in einigen Regionen
ihre Organisationen aufbauen konnten, hängt
nicht zuletzt mit der Politik der Linkspar-
tei.PDS zusammen, die in Ländern und Kom-
munen keine konsequente Opposition im In-
teresse der Bevölkerungsmehrheit betreibt,
sondern sich an Privatisierungen, Sozialabbau
und Arbeitsplatzvernichtung im öffentlichen
Dienst beteiligt. Die Nazis der NPD erschei-
nen oft als die einzige Opposition, die sich
sozial und sozialistisch präsentiert, obwohl sie
das Gegenteil sind.

Unter der Führung der etablierten Parteien
und der Banken und Konzerne wird der Ab-
sturz Ost weiter gehen und Ostdeutschland
dauerhaft sozial abgehängt. Nur eine grund-
legende Veränderung in Politik und Wir tschaft
kann der Region und ihren Menschen eine Zu-
kunftsperspektive geben.

Gleicher Lohn für gleiche
Arbeit in Ost und West
Einen garantierten wohn-
ortnahen Ausbildungs-
und Arbeitsplatz für jede/n
Schluss mit den Subven-
tionen in die Taschen der
privaten Konzerne
Für ein massives öffentli-
ches Wirtschaftspro-
gramm unter demokrati-
scher Kontrolle der arbei-
tenden Bevölkerung zur
 wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung Ost-
deutschlands

Forderungen
der SAV
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Rettet die Umwelt vor dem
Kapitalismus

Emmissionen schnell und drastisch redu-
ziert werden können.

Für eine Wende in der
Verkehrspolitik

Ebenso gilt in der Verkehrspolitik, dass
die Umweltbelastung durch den Flug-,
LKW- und Autoverkehr nur drastisch re-
duziert werden kann, wenn es eine gesell-
schaftlich sinnvolle Verkehrsplanung gibt,
die auf den Ausbau des Schienenverkehrs
setzt.

Doch stattdessen soll die Bahn pr ivati-
siert und den Profithaien zum Fraß vorge-
worfen werden. Nach einer aktuellen Stu-
die des Schweizer Forschungsinstituts
INFRAS führt der Auto- und LKW-Ver-
kehr zu gesellschaftlichen Folgekosten von
77 Milliarden Euro im Jahr. Diese werden
durch die Allgemeinheit beglichen. Das
kommt einer Subvention an die Auto- und
Ölkonzerne gleich.

Gesellschaftlich ist der automobile
Individualverkehr Wahnsinn, betriebswirt-
schaftlich macht er großen Sinn – aus Sicht
der Daimler- und BMW-Bosse.

Umweltschutz kostet Geld . Deshalb ist
Umweltschutz aus Sicht des Kapitals nur
ein Kostenfaktor, der möglichst gering ge-
halten werden muss. Aus Sicht der Men-
schen und der Gesellschaft lohnt sich aber
jede Investition in den Umweltschutz, weil
sie das Leben lebenswerter macht und ver-
längert und weil sie gesellschaftliche Fol-
gekosten, die ungleich höher sind , vermei-
det.

Umweltschutz und Kapitalismus sind
also ein unüberbrückbarer Widerspruch.
Lösen wir ihn auf.

Als im April 2007 Wissenschaftler die
Entdeckung eines Planeten verkündeten,
der möglicherweise ähnliche Lebensbedin-
gungen wie die Erde aufweist, mag der eine
oder andere gedacht haben, dass man ja
dorthin übersiedeln kann, wenn unser Pla-
net zugrunde gerichtet worden ist. Leider
ist der neu entdeckte Planet aber 20 Licht-
jahre entfernt und an der Verbesserung der
Transpor tmöglichkeiten durchs Universum
muss wohl noch ein paar Jahrzehnte oder
Jahrhunderte gearbeitet werden, um ihn er-
reichen zu können – und dann könnte es
zu spät sein!

Denn die Umweltzerstörung hat Ausma-
ße angenommen, die den Fortbestand der
Zivilisation in Frage stellen, und das
schneller als erwar tet. Mittlerweile ist es
UNO-offiziell,  dass die CO²-Emmissionen
verantwortlich für die Erderwärmung und
damit für tief greifende Veränderungen des
Klimas sind. Wenn das Polareis schmilzt
und die Meeresspiegel ansteigen sind die
Konsequenzen katastrophal.

Küstenüberschwemmungen werden zu
millionenfachen Flüchtlingsströmen füh-
ren, immer mehr Wirbelstürme werden zu
immer mehr Verwüstung führen und nach
der Hitzewelle kann es aufgrund des
Versiegens des Golfstroms zu einer neuen
Eiszeit in Europa kommen. Höchste Zeit,
dass radikale Schritte zum Klimaschutz er-
griffen werden.

Doch die Politiker reden viel und han-
deln gar nicht. Im Gegenteil: die Umwelt-
belastung durch Flug- und LKW-Verkehr,
durch Kohlekraftwerke und Industrieanla-
gen nimmt weiter zu. Schließlich ist die
Öl-, Auto- und Rüstungslobby die mäch-
tigste Kapitalfraktion und will auf ihre Pro-

fite nicht verzichten.
Und unter dem ungeplanten Chaos des

kapitalistischen Marktes verkehren sich so-
gar als Umweltschutzmaßnahmen dekla-
rierte Handlungen in ihr Gegenteil. Wenn
zum Beispiel zur Steigerung der Produkti-
on von Biotreibstoffen ganze Regenwälder
in Lateinamerika und Südasien abgeholzt
werden und dadurch wiederum der Klima-
wandel verstärkt wird beziehungsweise Le-
bensmittel nicht zur Bekämpfung des Hun-
gers,  sondern zur Treibstoffproduktion ver-
wendet werden.

AKW’s abschalten!
Bürger liche Politiker und Stromkonzerne

nutzen die Debatte um den Klimawandel
auch, um eine Renaissance des Atom-
stroms einzuleiten. Weltweit werden im
Jahr 2007 24 Atomkraftwerke neu gebaut.
Auch die CDU möchte den so genannten
Atomausstieg, der in Wirklichkeit lange
Laufzeiten für die AKW’s garantiert, ger-
ne rückgängig machen, um neue AKW’s
zu bauen.

Doch Atomstrom ist nicht sauber, son-
dern lebensgefährlich. Eine Sicherheits-
garantie für Atomanlagen kann es unter ka-
pitalistischen Verhältnissen nicht geben.
Die Störfälle bei schwedischen Atoman-
lagen im Jahr 2006 sind dafür nur ein Be-
leg.

Nötig ist eine radikale Wende in der En-
ergiepolitik. Die natürlichen Ressourcen
und technologischen Mittel sind vorhan-
den, um den gesamten Energiebedarf durch
regenerative Energie zu erfüllen. Doch da-
für müsste die Energieindustr ie von der
Profitlogik befreit werden und massive In-
vestitionen getätigt werden, damit die CO²-
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Drastische sofortige Reduzierung der CO2-Emmissionen; drastischer
Ausbau regenerativer Energien
Sofortige Stilllegung aller Atomkraftwerke und Stopp aller Atomtransporte;
Schaffung von sinnvollen Ersatzarbeitsplätzen für die Beschäftigten in der
Atomindustrie
Das Problem an der Wurzel packen: Bei der Produktion Energie sparen und
Müll vermeiden statt industrieller Energieverschwendung und Verpackungs-
Wahnsinn
Rücknahme aller Privatisierungen bei Bus und Bahn und Ausbau des öffent-
lichen Nah- und Fernverkehrs; Nulltarif im öffentlichen Nahverkehr
Überführung der Auto-, Energie-, Verkehrs- und Lebensmittelindustrie in
öffentliches Eigentum bei demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch
Belegschaftskomitees und VertreterInnen der arbeitenden Bevölkerung und
von Umweltschutz- und Verbraucherverbänden; schrittweise Umstellung
der Autoproduktion auf gesellschaftlich sinnvolle Produkte

Forderungen der SAV
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Kriege stoppen,
Rüstungsspirale aufhalten

Kriegsminister Jung schickt einen Soldaten in den Tod

Deutsche Soldaten schießen in Afghani-
stan mit. Deutsche Tornados fliegen über
Kandahar, um Ziele auszuspähen, die dann
nieder gebombt werden. Deutsche Kriegs-
schiffe stehen vor der libanesischen Küste
und am Horn von Afr ika. Seit einigen Jah-
ren macht die Bundeswehr einen Schritt
nach dem anderen in Richtung weltweiter
Kriegseinsätze.

Das aktuelle Weißbuch der Bundeswehr
bringt es auf den Punkt,  wenn es vom
„Wandel zu einer Armee im Einsatz“
spricht. Die Rüstungsausgaben steigen und
steigen - auch nach dem Ende der System-
konkurrenz 1989/90, die jahrzehntelang als
Argument für Aufrüstung herhalten
musste.

Deutsche Soldaten schießen
für die Konzerne

Hinter aller offizieller Rhetorik und Pro-
paganda über „neue Bedrohungen der frei-
en Welt“ und über angebliche Friedens-
sicherung, steht machtpolitisches,  ökono-
misches und geostrategisches Kalkül. Hin-
ter dem „Krieg gegen den Terror“ stehen
Interessen einer imperialen Großmacht.
Das Weißbuch macht daraus kein Geheim-
nis. Das Ziel der Sicherheitspolitik sei
die„sichere nachhaltige wettbewerbsfähi-
ge Energieversorgung“.

Das bedeutet: Zugang zu Öl und Gas. Die
Herrschenden in Deutschland wollen zu-
nehmend im internationalen Kampf um

Rohstoffe und Absatzmärkte mitmischen.
Unter Rot-Grün wurde der erste Krieg vom
deutschen Boden seit dem Ende der Nazi-
Dikta tur durchgesetzt. Hintergrund ist der
weltweite Kampf der imperialistischen
Mächte um die Neuaufteilung der rohstoff-
reichen Gebiete. Das gilt vor allem für den
arabischen Raum und Zentralasien,  wo es
um die Kontrolle über die Ölquellen und
Gasressourcen geht. Aber auch der afrika-
nische Kontinent interessiert die Groß-
mächte wieder zunehmend. Hier geht es
teilweise auch um Öl, aber auch um Dia-
manten und Koltan.

Um die Kontrolle der Rohstoffe ist ein
weltweites Wettrüsten ausgebrochen. Im
letzten Jahr haben alle Staaten der Welt zu-
sammen über 1.000 Milliarden Dollar für
Rüstung und Krieg ausgegeben. Davon
knapp die Hälfte alleine durch die USA.
Auch die Bundesrepublik erhöht ihre Mi-
litärausgaben. Allein im Zeitraum von
2005 bis jetzt sind diese von offiziell 23,9
Milliarden Euro auf offiziell 28,39 Milli-
arden Euro erhöht worden. Der Rüstungs-
etat soll in den nächsten Jahren weiter an-
steigen.

Kapitalistische Konkurrenz-
logik bedeutet Rüstung und
Zerstörung

Die steigenden Rüstungsausgaben in
Deutschland und weltweit sind der beste
Beweis, dass es den Herrschenden und ih-

ren Strategen nicht um Frieden und Sicher-
heit geht. Das Geld, das in Krieg und Rü-
stung gesteckt wird, könnte einen tatsäch-
lich sinnvollen Beitrag zu mehr Frieden
und Stabilität leisten.

Es könnten gut ausgestattete Schulen und
Krankenhäuser gebaut werden. In den so
genannten Dritte-Welt-Ländern könnten
umfassende Alpha-betisierungsprogramme
gestartet werden und sanitäre Einrichtun-
gen aufgebaut werden. Mit moderner Tech-
nologie könnte weltweit die Landwirt-
schaft auf den höchsten Stand entwickelt
werden. Welcher afghanische Bauer wür-
de noch die Taliban unterstützen,  wenn sich
in Afghanistan die Lebensrealität der Mas-
sen auf diese Weise grundlegend verbes-
sert?

Das alles wäre möglich unter den Bedin-
gungen einer demokratisch geplanten Wirt-
schaft. Unter den Bedingungen der kapi-
talistischen Konkurrenz und des Imperia-
lismus jedoch ist es ausgeschlossen!

Im erbitterten Konkurrenzkampf ist eine
sinnvolle Zusammenarbeit nicht möglich.
Vor allem bei schrumpfenden Märkten
wird der Kampf um die billigsten Ressour-
cen und bestmöglichen Absatzmärkte noch
schärfer. Militärische Aktivitäten und neue
Kriege mit all ihren Schrecken für die
Masse der Bevölkerung werden die Fol-
gen davon sein.

Kriege stoppen
Am 15. Februar 2003 demonstrierten

weltweit 15 Millionen Menschen gegen
den Krieg. Die SAV war und ist aktiver Be-
standteil der Antikriegsbewegung. Doch
Demonstrationen alleine reichen nicht aus.
Kriege dienen dazu,  Profite zu steigern und
die Herrschaft der Kapitalbesitzer zu si-
chern.

Um Kriege zu stoppen,  muss der Protest
dor thin getragen werden,  wo die wirt-
schaftliche und politische Macht der Kon-
zernherren her kommt: in die Betriebe und
Büros. Mit Streiks gegen Kriege werden
die Unternehmer bei ihrem Profiten getrof-
fen, die Zusammenhänge zwischen Kon-
zernen und Politik offen gelegt und ihr Re-
gime in Frage gestellt.

Deshalb tritt die SAV für solche Maßnah-
men auch in den Betrieben ein und argu-
mentiert dafür den Kampf gegen Sozial-
abbau und Entlassungen mit dem Kampf
gegen den Krieg zu verbinden. Denn dem
Krieg nach Außen entspricht im Kapita-
lismus auch der soziale Krieg gegen die
eigene Bevölkerung.   
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Von SAV-Mitgliedern initiierter Schülerstreik in Berlin gegen den Afghanistan-Krieg 2001

Alle Besatzungstruppen raus aus Irak und Afghanistan
Nein zu allen Auslandseinsätzen der Bundeswehr, auch unter UNO-Mandat!
Auflösung von Kommando Spezialkräfte (KSK) und anderen
Sondereinheiten
Nein zu Bushs Raketenabwehr; Vernichtung aller Atomwaffen und aller
biologischen und chemischen Waffen
Nein zur EU-Armee
Schluss mit Aufrüstung und Waffenexporten
Enteignung der Rüstungsindustrie und Überführung in öffentliches Eigen-
tum bei demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch die Belegschaften
und VertreterInnen der arbeitenden Bevölkerung; Umstellung der
Produktion auf gesellschaftlich sinnvolle Produkte

Forderungen der SAV
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Forderungen der SAV

Geld ist genug da, nur in den
falschen Händen

Claus Ludwig (rechts ), SAV-Mitglied im Rat der Stadt Köln, bei einer Demonstration.

Wem eine Regierung dient, kann man am
besten an ihrer Steuerpolitik erkennen. Wäh-
rend die Große Koalition die Mehrwertsteuer
erhöhte – und damit für die Masse der Bevöl-
kerung eine massive Preissteigerung einleite-
te – senkt sie die Unternehmenssteuern wei-
ter ab. Sie steht damit ganz in der Tradition
ihrer Vorgängerregierungen, egal ob CDU-
oder SPD-geführt. Das sollte auch nicht ver-
wundern, denn pro-kapitalistische Regierun-
gen machen Politik für die Kapitalisten.

So wurde der Spitzensteuersatz von 53 Pro-
zent im Jahr 1998 auf 45 Prozent heute ge-
senkt. Die reale Steuerbelastung für Unterneh-
men und Kapitalbesitzer (die diversen Ab-
schreibungsmöglichkeiten einberechnet) ist in
Deutschland auf einem vergleichsweise nied-
rigen Niveau. Die Folge: Die Reichen wer-
den reicher, während die Reallöhne stagnie-
ren und Armut wächst. Der Anteil der Löhne
am Volkseinkommen ist sogar auf ein Rekord-
tief von 67 Prozent gefallen, der tiefste Stand
seit den 60er Jahren

Der konzentrierte Reichtum in den Händen
einiger weniger ist geradezu obszön. Die Al-
brecht-Brüder, Eigentümer von ALDI, haben
ein Gesamtvermögen von über 30 Milliarden
Euro. Dafür müsste ein Arbeiter mit 2.000
Euro netto 1,25 Millionen Jahre schuften.

Während ArbeiterInnen und Erwerbslose bei
ALDI einkaufen gehen, um den Liter Milch
zehn Cent billiger als woanders zu kaufen,
wissen die Reichen und Superreichen nicht
wohin mit ihrem Geld. Einmal im Monat er-
scheint in der Financial Times Deutschland
eine Beilage mit dem programmatischen Ti-
tel „how to spend it“ - wie man’s ausgeben
kann. Hier werden den Reichen Vorschläge
zum Geld ausgeben unterbreitet, wie zum Bei-
spiel der Füllfederhalter „Terre“ aus Silber und
Krokodilleder für 40.000 Euro. Oder es wird
ein attraktiver Urlaubsvorschlag gemacht:
warum nicht die Insel Reehti Rah für drei
Übernachtungen inklusive Frühstück und 600
Angestellter für eine Million Dollar mieten –
den Mindestverzehr von 500.000 Dollar aber
bitte nicht vergessen!

Umverteilung umkehren
International sieht die Konzentration von

Reichtum in den Händen einiger weniger nicht
anders aus. Die reichsten drei Milliardäre ha-
ben ein Vermögen, das dem Bruttoinlands-
produkt der ärmsten 48 Staaten gleich kommt.
Der Umsatz der 500 größten Banken und Kon-
zerne entspricht dreißig Prozent des weltwei-
ten Bruttoinlandprodukts.

Die neoliberale Politik der letzten Jahrzehnte
hat die Umverteilung von unten nach oben

beschleunigt und intensivier t. Damit muss
Schluss sein! Deshalb tritt die SAV dafür ein,
dass die Umverteilung umgekehrt wird. Die,
die viel haben, sollen auch viel Steuern zah-
len – absolut und prozentual! Schließlich
wurde ihr Reichtum von der Masse der ab-
hängig Beschäftigten erarbeitet.

Eine Steuerpolitik, die die Kapitalbesitzer
zur Kasse bittet, würde von diesen aber nicht
einfach so hingenommen werden. Sie würden

Weg mit der Mehrwertsteuer
Einführung eines einfachen Steuersystems von
direkten Steuern auf Einkommen, Gewinne,
Erbschaften und Vermögen bei starker Progres-
sion (steigendem Prozentsatz) – Wer viel ver-
dient und besitzt, soll viel bezahlen!
Bei Steuer- und Kapitalflucht: Konfiszierung
des Vermögens bzw. Enteignung des Betriebs
und Überführung in öffentliches Eigentum bei
demokratischer Kontrolle und Verwaltung
durch Belegschaftskomitees und gewählte
VertreterInnen der arbeitenden Bevölkerung.
Vollständige Offenlegung aller Finanztransak-
tionen und Betriebsinterna gegenüber der
Belegschaft

ihre wirtschaftliche und politische Macht da-
gegen einsetzen. Investitionsboykott, Verlage-
rungen, Kapitalflucht wären Maßnahmen, die
sie dann ergreifen könnten. Deshalb ist eine
gerechte Steuerpolitik im Rahmen des Kapi-
talismus nicht dauerhaft durchsetzbar. Letzt-
lich ist es entscheidend, wem die Banken und
Konzerne gehören. Denn nur, was der ganzen
Gesellschaft gehört, kann auch im Interesse
der Gesellschaft eingesetzt werden.
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Gegen kapitalistische
Globalisierung und eine EU
der Banken und Konzerne

gegen die Dienst-leistungsr ichtlinie hat
zumindest dazu geführt,  dass einige Ver-
änderungen vorgenommen wurden. Mehr
wäre dr in gewesen,  wenn die Gewerk-
schaftsspitzen im Europäischen Gewerk-
schaftsbund (EGB) eine wirkliche inter-
nationale Kampagne betrieben hätten, die
auch vor Streiks als politischem Druck-
mittel nicht halt gemacht hätte.

Für ein Europa der Arbeite-
rinnen und Arbeiter

Die SAV lehnt die EU nicht aus natio-
nalistischen Gründen ab, sondern weil sie
von den Herrschenden als Mittel zur Ver-
schlechterung des Lebensstandards einge-
setzt wird. Wie oft bekommt man zu hö-
ren, dass es zu bestimmten Maßnahmen
keine Alternative gebe, weil sie aus Brüs-
sel oder Strasburg kommen.

Das ist Unsinn, denn natürlich kann sich
eine nationale Regierung gegen EU-Vor-
gaben zur Wehr setzen. Sie tun es auch
regelmäßig, wenn es um nationale kapi-
talistische Interessen geht. Diese unter-
schiedlichen Interessen der verschiedenen
nationalen Kapitalistenklassen sind nicht
zu überwinden, deshalb ist eine tatsäch-
liche Vereinigung der Europäischen Uni-
on zu einem europäischen Staat auch un-
möglich. Und wenn sie möglich wäre,
wäre es ein autoritärer, kapitalistischer
und unsozialer Staat. Eine wirkliche Ver-

Von der kapitalistischen Globalisierung
profitieren vor allem die großen Banken
und Konzerne, die Zugang zu neuen, bil-
ligen Arbeitskräften und Absatzmärkten
erhalten. Die internationalen Institutio-
nen,  wie der Internationale Währungs-
fonds und die Welthandelsorganisa tion,
dienen dabei zur Durchsetzung der Inter-
essen der großen Banken und Konzerne
und der großen Wir tschaftsmächte gegen
die schwächeren Staaten.

Deshalb ist es zu begrüßen, dass Vene-
zuela aus dem Internationalen Währungs-
fond ausgetreten ist und erklärt hat, dass
diese Institution die armen Nationen be-
raubt.

Europäische Union
Viele Menschen sehen in der Europäi-

schen Union eine Möglichkeit eine fried-
liche Entwicklung in Europa zu garantie-
ren und begrüßen die Öffnung der Gren-
zen. Doch während die Grenzen innerhalb
der Europäischen Union geöffnet wurden
(und wenn es darum geht globalisierungs-
kritische Demonstrantnnen und Demon-
stranten abzuhalten auch wieder geschlos-
sen werden), wurde die EU zu einer Fe-
stung gegen Flüchtlinge aus den armen
Ländern gemacht.

Gleichzeitig ist die Europäische Union
ein Projekt, das nur den europäischen
Kapitalistenklassen dient. Es ist undemo-
kratisch und abgehoben. Dieser undemo-
kratische und pro-kapitalistische Charak-
ter der Europäischen Union wurde nicht
zuletzt in den Auseinandersetzungen um
die Europäische Verfassung und die
Dienstleistungsrichtlinie deutlich. Die
Verfassung schreibt Neoliberalismus und
Militarisierung der Europäischen Union
vor, die Dienstleistungsrichtlinie soll den
Dienstleistungsmarkt im Interesse der Un-
ternehmen komplett öffnen und liberali-
sieren.

Doch diese beiden Projekte sind auch
Beispiel für erfolgreichen Widerstand. In
Frankreich und den Niederlanden wurde
die EU-Verfassung in Volksabstimmun-
gen abgelehnt und die Europäische Union
in eine tiefe Legitimitätskrise gestoßen.
Es wurde deutlich: eine Mehrheit der eu-
ropäischen ArbeiterInnen und Erwerbslo-
sen hat die EU als Club der Reichen und
Mächtigen durchschaut und vertraut ihr
nicht. Der gewerkschaftliche Widerstand

einigung der europäischen Völker kann
nur durch die Arbeiterklassen der ver-
schiedenen Länder erreicht werden. Des-
halb tritt die Sozialistische Alternative -
SAV  für eine stärkere internationale Ver-
netzung und Organisierung von Gewerk-
schaften und der Linken und für die Or-
ganisierung tatsächlicher internationaler
Kampagnen und Kämpfe ein.

CWI-Mitglieder bei den Protesten gegen
den WTO-Gipfel in HongKong 2005

Nein zu EU-Verfassung und zu Liberalisierung
und Deregulierung durch die EU; Nein zur EU-
Armee
Für die Auflösung von IWF, Weltbank, WTO
Nein zur EU der Banken und Konzerne - für
vereinigte sozialistischen Staaten von Europa
Für die Überführung der 500 größten Banken
und Konzerne, die die Weltwirtschaft beherr-
schen, in öffentliches Eigentum unter demokra-
tischer Kontrolle und Verwaltung der arbeiten-
den Bevölkerung - für eine  sozialistische Welt!

Forderungen der SAV
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Den Dingen auf den Grund
gehen…

Warum? Ohne die Beantwortung dieser
Frage wird es keine Lösung der Probleme
der Menschheit geben. Warum gibt es Mas-
senarbeitslosigkeit, sinkende Löhne und Ar-
mut? Warum werden in Afghanistan und im
Irak Kriege geführt? Warum gibt es die
Erderwärmung? Warum werden Frauen be-
nachteiligt?

Der Widerspruch zwischen den technolo-
gischen und ökonomischen Möglichkeiten
und der Lebensrealität der Menschheit
schreit zum Himmel. Das Wissen und das
Technologie- und Produktionsniveau der
Menschheit reichen aus, um die in dieser
Broschüre formulierten Forderungen umzu-
setzen. Dazu bedürfte es keiner neuen wis-
senschaftlichen oder technologischen Re-
volution. Und doch scheint die Menschheit
Tag für Tag einen Schritt weiter entfernt von

der Überwindung ihrer grundlegenden Pro-
bleme.

Mit einem Bruchteil des Geldes, das in
Aufrüstung und Kriege gesteckt wird, könn-
te man Krankheiten wie Malaria wirkungs-
voll bekämpfen. Die Voraussetzungen aus-
reichend Lebensmittel für alle Menschen
auf der Welt zu produzieren sind da, und
doch sterben täglich 100.000 Menschen an
Unterernährung. Das Bruttoinlandsprodukt
ist in Deutschland seit 1950 versiebenfacht
worden, und doch wächst auch die Arbeits-
losigkeit und die Reallöhne stagnieren.

Warum? Die Antwort ist gar nicht so
schwer: weil in dem auf der Erde herrschen-
den Wirtschafts- und Gesellschaftssystem
die Erzielung von größtmöglichem Profit für
eine kleine Minderheit der Bevölkerung al-
les und die Bedürfnisse der übergroßen

Mehrheit der Menschen und der Umwelt
nichts bedeuten. Weil wir im Kapitalismus
leben.

Widersprüchliche Interessen
Hinter jeder Entlassung, jedem Gesetz zur

Kürzung von Sozialleistungen, jeder Bom-
be auf den Irak und jedem Liter in einen
Fluss abgeleitetem toxischem Abwasser
stecken Entscheidungen von bestimmten
Menschen oder Gruppen von Menschen.
Ihre Entscheidungen basieren auf Interes-
sen. Würde man die ArbeiterInnen fragen,
würden sie sich gegen Entlassungen ent-
scheiden. Sie haben daran kein Interesse.
Würde man die Erwerbslosen und Kranken
fragen,  würden sie sich gegen Hartz IV und
Medikamentenzuzahlungen entscheiden.
Sie haben daran kein Interesse. Würde man
die Menschen im Irak und die einfachen
Soldaten der Krieg führenden Länder fra-
gen, würden sie sich gegen Krieg entschei-
den. Sie haben daran kein Interesse.

Interesse an Entlassungen, Sozial-
kürzungen und Krieg haben nur wenige -
die Reichen und Mächtigen. Um reich und
mächtig zu sein, braucht man Geld, viel
Geld - Kapital. Reich und mächtig sind also
die Kapitalbesitzer, die Eigentümer von Fa-
briken,  Banken und Konzernen - und ihre
Helfershelfer in den etablierten Parteien und
Regierungen.

Entlassungen dienen dazu aus weniger Be-
schäftigten mehr herauszupressen, mehr
Profit zu machen. Sozialkürzungen dienen
dazu die Abgaben der Unternehmer für die
Sozialversicherungen zu senken und kön-
nen gleichzeitig zur Lohndrückerei einge-
setzt werden, um mehr Profit zu machen.
Kriege werden geführt, um den Zugang der
mächtigen Konzerne zu Rohstoffen, Absatz-
märkten und Handelswegen zu sichern, um
mehr Profit zu machen.

Die Kapitalisten und Anhänger des kapi-
talistischen Systems behaupten, von der
Produktion für den Profit hätten alle etwas.
„Die Gewinne von heute sind die Investi-
tionen von morgen und die Arbeitsplätze
von übermorgen.“ Das Problem ist nur: die-
se These ist nicht nur von vorvorgestern, sie
ist Jahrzehnte alt. Und die Gewinne flossen
in die Taschen der Unternehmer, investiert
wurde immer weniger in den Aufbau neuer
Produktionsanlagen und statt neuer Arbeits-
plätze gibt es eine strukturelle Massenar-
beitslosigkeit von vielen Millionen.

Der Grund ist: Der Kapitalismus ist nicht
nur ungerecht und unsozial. Er funktioniert
auch nicht.Auch der SPIEGEL hat’s erkannt: Marx ist hochaktuell.
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Kapitalismus führt zu Krisen
Der Kapitalismus ist ein krisenhaftes und

chaotisches System. Aufgrund des Wider-
spruchs zwischen dem gesellschaftlichen
Charakter der Produktion und der privaten
Aneignung der Arbeitsprodukte durch die
Kapitalisten basierend auf dem Privateigen-
tum an Banken und Konzernen,  aufgrund
des Konkurrenzkampfes zwischen Konzer-
nen und Nationalstaaten im Rahmen eines
Weltmarkts,  aufgrund der Profitlogik ist der
Kapitalismus nicht zu einer harmonischen
Entwicklung fähig. Es entstehen Ungleich-
gewichte, Überproduktion und Überkapa-
zitäten,  Verschuldung und Spekulations-
blasen. Regelmäßig entladen sich diese Un-
gleichgewichte und Widersprüche in Wirt-
schaftskrisen. Diese sind so alt, wie der Ka-
pitalismus selbst.

In der ersten Phase seiner Entwicklung
waren diese Krisen nur kurze Unterbrechun-
gen einer allgemeinen Aufwärtsbewegung
der Wirtschaft und Weiterentwicklung der
gesamten Gesellschaft. Das ist spätestens
seit dem Beginn des 20. Jahrhunder ts vor-
bei. Kr isenhaftigkeit und Konkurrenzkampf
des Kapitalismus führten zu zwei Weltkrie-
gen.

Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es bis
zum Beginn der siebziger Jahre eine
Ausnahmesituation,  einen langen Auf-
schwung mit hohen Wachstumsraten, der in
Westeuropa und Nordamerika ein Anstei-
gen des Lebensstandards auch von großen
Teilen derArbeiterklasse ermöglichte (wo-
bei auch dies nur aufgrund des organisier-
ten Drucks der Arbeiterbewegung und der
– aus Sicht des Kapitals – Bedrohung durch
die nicht-kapitalistischen Staaten des Ost-
blocks erreicht wurde).

Doch seit über dreißig Jahren befindet sich
der Kapitalismus im Niedergang – und da-
mit wieder in seinem „normalen“ Zustand.
Die Wirtschaftskrisen führen regelmäßig zu
wir tschaftlichem Rückgang und die
Aufschwungphasen werden tendenziell
schwächer. Die in Krisen entstandenen Pro-
bleme werden im Aufschwung nicht mehr
abgebaut. Es geht bergab mit der Marktwirt-
schaft – und damit auch mit dem Leben und
den Zukunftsperspektiven für die Masse der
Bevölkerung.

Das Absurde ist, dass es zu Krisen nicht
aus Mangel kommt, sondern im Gegenteil:
aus Überfluss. Die Gesetze des Kapitalis-
mus ver langen, dass aus Kapital mehr Ka-
pital gemacht wird. Es müssen nicht nur Ge-
winne erzielt werden, diese müssen maxi-
miert werden, um im Konkurrenzkampf mit-
zuhalten. Aber es gibt für die angehäuften
Kapitalmassen nicht ausreichend profitable
Anlagemöglichkeiten.

Kapitalistische Krisen können unter -
schiedliche Auslöser haben. Die entschei-

dende tieferliegende Ursache ist aber die
Entwicklung der Profite und vor allem der
Profitrate, also des Gewinns im Verhältnis
zum vorgeschossenen Kapital.

Marx hat nachgewiesen, dass es einen ten-
denziellen Fall der Profitrate gibt. Dieser
ergibt sich aus der Tatsache , dass nur
menschliche Arbeit Quelle von Mehrwert
und Profit ist. Mehrwer t bezeichnet den
Wert einer Ware, der durch menschliche
Arbeit an Rohstoffen und Vorprodukten die-
sen hinzugefügt wird und über die Löhne
und Gehälter, die die Arbeiter für ihre Ar-
beit erhalten haben, hinaus geht.

Der Mehrwert muss durch Verkauf der
Ware auf dem Markt als Profit realisier t wer-
den. Der Konkurrenzdruck zwischen den
verschiedenen Kapitalisten zwingt sie dazu
einerseits Löhne zu drücken und anderer-
seits durch den verstärkten Einsatz von Ma-
schinen die Produktivität zu steigern. Löh-
ne und Gehälter nennt man variables Kapi-
tal; Maschinen,  Computer, Rohstoffe etc.
nennt man konstantes Kapital. Das Verhält-
nis von beiden verschiebt sich zugunsten des
konstanten Kapitals. Da aber nur mensch-
liche Arbeit Mehrwer t / Profit schaffen
kann, bedeutet das einen tendenziellen
Rückgang der Profitrate.

Tendenziell, weil diese Entwicklung von
anderen Entwicklungen zeitweilig überla-
ger t werden kann: Die verschärfte Ausbeu-
tung der Arbeiterklasse durch Arbeitszeit-
ver längerung und Lohnkürzungen  führ t zu
einer Erhöhung der Rate des Profits der aus
der menschlichen Arbeit gezogen wird.
Doch die weitere Anhäufung von konstan-
tem Kapital erdrückt schließlich alle mög-
lichen gegenläufigen Tendenzen. Die Pro-
fitraten sinken.

Damit lohnt es sich für die Kapitalisten
immer weniger, ihr angehäuftes Kapital zu
investieren. Sie geben zwar immer noch ei-
nen nicht zu unterschätzenden Teil für Lu-
xus aus. Doch mit dem eigentlichen Kapi-
tal, Geld im Einsatz zur Anhäufung von
mehr Kapital, wird spekuliert oder es wird
zurück gehalten.

Heute zeigt sich dieses Kapital in Millio-
nen, die täglich um den Globus gejagt wer-
den, auf der Suche nach Verwertung ohne
langfristige Anlagestrategie und mit wach-
sender Zockerei.

Die Arbeiterklasse kann diese In-
vestitionsverweigerung der Kapitalisten
nicht auffangen. Obwohl sie alle Waren pro-
duziert, erhält sie ja nur einen Teil davon in
Lohn ausgezahlt. Es kommt zu Überproduk-
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2002 zu stürzen oder – in ‘milderer’ Form –
bei den Wahlfälschungen in den USA und
Mexiko.

Deshalb ist es nötig, den Kampf für die
unmittelbare Verbesserung unserer Lebens-
verhältnisse mit dem Kampf für die Über-
windung des Kapitalismus zu verbinden.
Das in dieser Broschüre dargelegte Pro-
gramm soll dabei behilflich sein.

Es stellt Forderungen auf, von denen jede
einzelne umsetzbar wäre, die aber in ihrer
Gesamtheit nur erreicht und gesichert wer-
den können, wenn die Verhältnisse vom
Kopf auf die Füße gestellt werden. Entschei-
dend ist dabei die Eigentumsfrage. Denn
nur, wenn die Wirtschaft der ganzen Gesell-
schaft gehört, kann sie auch von der gan-
zen Gesellschaft kontrolliert und in ihrem
Interesse eingesetzt werden.

Eine Gesellschaft, in der die Wirtschaft
demokratisches Gemeineigentum ist und in
der Staat und Verwaltung ebenso demokra-
tisch aufgebaut sind, ist eine sozialistische
Demokratie . Sie ist absolute Notwendigkeit,
um den Untergang der menschlichen Zivi-
lisation in Kriegen, Umweltzerstörung, Ver-
rohung und Armut zu verhindern.

tion und Überkapazitäten. Greift das Pro-
blem um sich, so kommt es zur Krise.

In einer solchen Krise wird konstantes
Kapital vernichtet und entwertet. Im Klar-
text:  Fabr iken werden geschlossen,
Produktionsmög-lichkeiten vernichtet. Erst
auf dieser Grundlage kann eine neue Run-
de dieser Entwicklung auf höherer Stufe ein-
geleitet werden. Es gibt letztlich nur einen
Ausweg aus diesen zyklischen
Wirtschaftkrisen: Die Abschaffung des Ka-
pitalismus.

Globalisierung und
Neoliberalismus

Die so genannte Globalisierung hebt die-
se Widersprüche und die Krisenhaftigkeit
des Systems nicht auf, sie ist vielmehr Er-
gebnis davon. Als der Nachkriegsboom zu
Ende ging, musste das Kapital auf seiner
Jagd nach profitablen Anlagemöglichkeiten
versuchen, alle Schranken einzureißen –
Zollschranken,  den so genannten Sozial-
staat, Wirtschaftszweige in öffentlichem
Eigentum. Also wurden die von der Arbei-
terbewegung erkämpften Rechte angegrif-
fen, um durch verschärfte Ausbeutung der
Lohnabhängigen die Profitraten zu steigern.

Es wurde pr ivatisiert, um Bereiche, die bis
dato nicht der Kapitalver-wertung ausgelie-
fert waren, in den kapitalistischen Markt zu
integrieren. Und es wurde verstärkt an den
Finanzmärkten investiert, weil das höhere
Gewinne versprach, als Investition in Brük-
ken, Krankenhäuser, Lebensmittel oder
Medikamente.

Die Widersprüche des Kapitalismus wur-
den so nicht aufgehoben, sondern verschärft.
Heute ist die Weltwirtschaft ein Koloss auf
tönernen Füßen. Überhitzte Aktienmärkte,
Spekulationsblasen auf den Im-
mobilienmärkten, ein völlig überbewerte-
ter Dollar, eine US-Wirtschaft, die auf Pump
lebt – all das kann auf Dauer nicht so wei-
ter gehen. Es stellt sich nicht die Frage, ob
es zu einer nächsten Weltwirtschaftskr ise
kommt, sondern nur wann und wie tief sie
sein wird. Opfer der Krise werden aber ein-
mal mehr nicht die Kapitalisten sein, son-
dern die Millionen abhängig Beschäftigten,
Erwerbslosen und Armen auf der ganzen
Welt.

Kapitalismus reformiern?
Kann der Kapitalismus reformiert wer-

den? Gibt es ein zurück zur ‚sozialen Markt-
wirtschaft’? Viele Aktive aus Gewerkschaf-
ten und linken Bewegungen denken,  dass
es leichter sei, den Kapitalismus zu kontrol-
lieren, Sozialgesetze zu verbessern und
Löhne zu erhöhen, als ihn zu überwinden.

Die SAV ist der Meinung, dass Massen-
bewegungen und vor allem Streiks und Ge-
neralstreiks der Arbeiterbewegung Erfolge
erkämpfen können. Wenn die Kapitalisten

ihre Profite und ihre Macht bedroht sehen,
können sie durch entschlossene Kämpfe zu
Zugeständnissen gezwungen werden.

Doch kein Erfolg wird von Dauer sein,
solange die Macht der Banken und Konzer-
ne nicht grundlegend gebrochen wird. Die
Gesetze des Kapitalismus, der Konkurrenz-
kampf und die Profitlogik, werden die herr-
schende Klasse der Kapitalbesitzer immer
wieder dazu zwingen, Errungenschaften der
Arbeiterbewegung rückgängig zu machen,
die Umwelt zu verpesten, Kr iege zu füh-
ren.

Wenn sie ihren Reichtum und ihre Macht
ernsthaft bedroht sehen, sind sie auch be-
reit demokratische Rechte abzuschaffen und
autor itäre Regime zu installieren. Das war
1933 der Fall, als die Kapitalistenverbände
Hitlers Machtergreifung finanzierten, um
durch ihn die Arbeiterbewegung zu zer-
schlagen und 1973 haben die chilenischen
Kapitalisten zusammen mit dem US-Impe-
rialismus den Pinochet-Putsch betrieben,
um die sozialistische Regierung von Salva-
dor Allende zu stürzen.

Zuletzt sah man das bei dem Versuch die
linke Regierung von Hugo Chàvez in Vene-
zuela durch einen Militärputsch im Jahr

Enteignung der DAX-30-Konzerne und wei-
teren 150 größten Banken und Konzerne
und Überführung in öffentliches Eigentum;
demokratische Kontrolle und Verwaltung der
öffentlichen Betriebe durch Belegschaftsko-
mitees und VertreterInnen der  arbeitenden
Bevölkerung; Entschädigung nur bei erwiese-
ner Bedürftigkeit
Statt überbezahlter Manager und korrupter
Bürokraten: durchschnittlicher Tariflohn und
jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit für
alle Personen in Leitungsfunktionen in Wirt-
schaft, Verwaltung und Staat
Statt Produktion in Konkurrenz und für den
Profit – Entwicklung einer demokratisch
geplanten Wirtschaft zur Befriedigung der
Bedürfnisse von Mensch und Umwelt; Lei-
tung und Koordinierung durch dezentrale
und zentrale Gremien, die demokratisch von
Belegschaftskomitees und aus der arbeiten-
den Bevölkerung gewählt werden

Forderungen der SAV
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Die Arbeiterbewegung neu
aufbauen – und zwar
sozialistisch!

Es gibt unendlich viele Gründe für
ArbeiterInnen, Erwerbslose und Jugendli-
che, Widerstand zu leisten. Aber in den letz-
ten zwei Jahrzehnten gab es in Deutschland
viele kampflose Niederlagen und wenig
Beispiele für erfolgreichen Widerstand. Die
neoliberale Offensive der Kapitalisten und
ihrer Regierungen konnte nicht gestoppt
werden. Der Grund hierfür ist nicht, dass
die Neoliberalen die besseren Argumente
haben oder dass die Kapitalisten einfach
stärker und mächtiger als die Arbeiterklas-
se sind. Der Grund ist, dass die Arbeiter-
klasse politisch und zunehmend auch orga-
nisatorisch entwaffnet wurde. Sie hat die Ar-
gumente und das Bewusstsein gegen die ka-
pitalistische Logik „verloren“ bzw. sie sind
ihr genommen worden. Und ihre Organisa-
tionen,  mit denen Widerstand organisiert
werden kann, sind entweder geschwächt
oder ganz verschwunden.

SPD und Linkspartei.PDS
Wie konnte das geschehen? Vor 150 Jah-

ren hat die Arbeiterklasse mit SPD und Ge-
werkschaften Organisationen aufgebaut, die
zur Ver teidigung ihrer Interessen und zum
Kampf für eine sozialistische Veränderung
der Gesellschaft dienen sollten. Doch SPD
und Gewerkschaften sind nicht mehr das,
was sie einmal waren.

Heute ist die SPD eine durch und durch
pro-kapitalistische Partei. Bis zum Ende der
80er Jahre war die SPD eine Partei, die zwar
seit ihrer Zustimmung zum 1. Weltkrieg
1914 eine pro-kapitalistische und bürger li-
che Führung hatte, aber auch eine Massen-
basis in der Arbeiterklasse. Heute sind die
Ortsvereine entleer t und bestehen aus
Rechtsanwälten, Akademikern und Unter-
nehmern. ArbeiterInnen und aktive Basis-
GewerkschafterInnen ver irren sich kaum
noch zu SPD-Versammlungen. Die Arbei-
terklasse sieht die SPD nicht mehr als „ihre“
Partei. Damit ist aber ein Vakuum auf der
Linken entstanden. Denn trotz ihres be-
grenzten Programms und ihrer pro-kapita-
listischen Führung war die SPD viele Jahr-
zehnte eine Massenpartei, durch die die Ar-
beiterklasse versuchte ihre Interessen poli-
tisch zum Ausdruck zu bringen. Die entstan-
dene Leerstelle wurde nach der Vereinigung
von BRD und DDR auch nicht durch die
PDS gefüllt. Diese war aufgrund ihrer sta-
linistischen Vergangenheit und ihrer
angepassten politischen Praxis in der Ge-

genwart nicht in der Lage, Menschen zu be-
geistern und zu gewinnen. Die SAV ist des-
halb seit Mitte der neunziger Jahre für den
Aufbau einer neuen Arbeiterpartei eingetre-
ten. Damit meinten wir eine Partei,  die
GewerkschafterInnen, SozialistInnen, Glo-
balisierungskr itikerInnen,Aktive aus sozia-
len Bewegungen etc. zusammen br ingt und
vor allem Arbeiter-Innen und Jugendliche,
die bisher nicht politisch aktiv waren, be-
geistern und organisieren sollte. Wir sind
davon überzeugt, dass es heute sehr viele
Menschen gibt,  die sich einer solchen Par-
tei anschließen würden, wenn sie durch eine
kämpferische und glaubwürdige Praxis un-
ter Beweis stellen würde, dass sie sich von
den etablierten Parteien grundsätzlich un-
terscheidet.

WASG
Als 2004 die WASG gegründet wurde,

sahen wir darin eine Chance, dass eine sol-
che neue Partei entstehen kann und haben
uns an ihrem Aufbau beteiligt. Wir sind da-
bei für eine sozialistische Ausr ichtung, eine
demokratische und offene Struktur und für
eine kämpferische Praxis, die eine Priorität
auf die Unterstützung und Organisierung
von Protesten und Streiks legt, eingetreten.

Die Vereinigung der WASG mit der
Linkspartei.PDS zur Partei DIE LINKE.
markiert einen Schritt in die falsche Rich-
tung, denn die WASG wirft wichtige Grund-
sätze über Bord und passt sich der
Linkspartei.PDS an. Dies gilt vor allem für
die entscheidende Frage der Regierungs-
beteiligung in Koalitionen mit der SPD. Die
grundsätzliche Opposition der WASG ge-
gen Regierungsbeteiligungen, die zu Sozial-
abbau und Privatisierungen führen, war eine
wichtige Lehre aus der Rechtsentwicklung
von SPD und L.PDS. Die neue Partei trägt
in Berlin und vielen ostdeutschen Kommu-
nen eine Politik des Sozialabbaus und der
Privatisierungen mit. Und sie orientiert auch
auf Regierungsbeteiligungen auf Bundes-
ebene. Das lehnt die SAV ab und hat sich
deshalb gegen die Fusion der beiden Par-
teien ausgesprochen.

Während in Ostdeutschland und Berlin die
neue Partei eine reine Fortsetzung der alten
Linkspartei.PDS ist, ist das im Westen an-
ders. Hier ist DIE LINKE. an keiner Regie-
rung beteiligt und sind ihr viele linke
AktivistInnen beigetreten, die hoffen,  den
Kurs der Partei zu ändern. Hier ist die Par-

tei Teil der Linken und der Arbeiterbewe-
gung und wird auch so von der Mehrheit
derArbeiterklasse und der Jugend gesehen.
Deshalb sind SAV-Mitglieder in West-
deutschland nicht aus der fusionierten Par-
tei ausgetreten und treten hier gemeinsam
mit anderen linken Kräften für einen grund-
legenden Kurswechsel ein. Gleichzeitig
sind wir für die Bildung eines oppositionel-
len Netzwerks von Aktiven,  die innerhalb
und außerhalb der neuen Partei wirken, um
den Kampf für eine sozialistische Massen-
partei fortzusetzen. Denn die Notwendig-
keit eine Partei zu schaffen, die die Interes-
sen von Lohnabhängigen und Erwerbslosen
ver tritt und diesen ein Forum zum Wider-
stand und zur politischen Debatte bietet, ist
durch die Gründung der Partei DIE LIN-
KE. nicht geringer geworden. Im Gegenteil:
wenn die neue Par tei sich, wie zu erwar ten
ist, nicht zu einer kämpferischen Interessen-
ver tretung entwickelt, wird das zu Enttäu-
schung unter vielen führen, die heute noch
gewisse Hoffnungen in sie setzen. Das wird
auch die Gefahr erhöhen, dass sich die Fa-
schisten der NPD als radikal-oppositionel-
le Alternative darstellen können.

Auf dieser Grundlage wird innerhalb und
außerhalb der neuen Par tei die Frage, wie
eine tatsächliche linke Par tei geschaffen
werden kann, neue Aktualität erlangen und
Schritte in diese Richtung ergriffen werden,
an denen sich die SAV wieder beteiligen
wird.
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Betriebe und Gewerkschaften
SAV-Mitglieder sind aktive Gewerk-

schafterInnen und bauen in vielen Betrie-
ben gewerkschaftliche Strukturen und Be-
triebs- bzw. Personalräte mit auf. Gleich-
zeitig halten wir die Politik der dominie-
renden Teile der Gewerkschaftsführungen
für einen Ausverkauf der Interessen der Mit-
glieder. Seit Jahren dominiert in den Ge-
werkschaften das Co-Management, wurde
der Flächentarif unter Beteiligung der Spit-
zenfunktionäre untergraben, Privatisierun-
gen mitgetragen und Arbeitsplatzvernich-
tung akzeptiert. Das Ergebnis sind sinken-
de Mitgliedszahlen und eine Zunahme von
Beschäftigtenorganisationen außerhalb des
DGB, wie die Pilotenvereinigung Cockpit
oder die Gewerkschaft der Lokführer GdL.

Die SAV ist der Meinung: Es g ibt keine
Alternative zu starken Gewerkschaften, um
die unmittelbaren Interessen der Lohnab-
hängigen zu verteidigen und im Verteilungs-
kampf gegen die Kapitalisten ein Maximum
für die Beschäftigten heraus zu holen. Wir
verstehen aber die vielen KollegInnen, die
sagen „zum Verzicht brauche ich keine Ge-
werkschaft“ und voller Wut und Unzufrie-
denheit der Gewerkschaft den Rücken ge-
kehrt haben oder sich aus der aktiven Mit-
arbeit zurück gezogen haben. Die Verant-
wortung hierfür liegt bei den überbezahlten
Spitzenfunktionären wie Michael Sommer
und Frank Bsirske, die keine Ahnung mehr
davon haben, wie es sich mit sinkenden Re-
allöhnen und flexibilisierten Arbeitszeiten
so lebt. Deshalb treten wir für einen radi-

kalen Kurswechsel in den Gewerkschaften
und für eine programmatische und perso-
nelle Erneuerung ein. Wir stehen für kämp-
fer ische Gewerkschaften, die ihre Aufgabe
darin sehen konsequent die Interessen ihrer
Mitglieder zu verteidigen. Um eine solche
Veränderung in den Gewerkschaften zu er-
reichen, ist der Aufbau organisierter oppo-
sitioneller Gruppen in den Betrieben und
Gewerkschaften genauso nötig, wie ein
Wiederaufbau und eine Wiederbelebung der
Gewerkschaften von unten. Deshalb unter-
stützen SAV-Mitglieder die Initiative zur
Vernetzung der Gewerkschaftslinken (IVG),
das Netzwerk für eine kämpferische und de-
mokratische ver.di und kämpferische Be-
triebszeitungen wie Magentat bei der Tele-
kom und Aufstehen bei DaimlerChrysler,
Antiserum im Gesundheitswesen und an-
dere ähnliche Projekte.

Marxistische Organisation
nötig

Der Aufbau von Gewerkschaften und ei-
ner neuen Arbeiterpartei mit einem soziali-
stischen Programm sind wichtige und not-
wendige Schritte, um die Arbeiterbewegung
wieder aufzubauen. Die SAV leistet dazu
einen Beitrag. Denn nur wenn die Arbeiter-
klasse durch die Erfahrung in Kämpfen und
durch Selbstorganisation wieder ein sozia-
listisches Klassenbewusstsein entwickelt,
kann sie auch zur Träger in einer sozialisti-
schen Veränderung der Gesellschaft werden.
In diesen Kämpfen und Versuchen Arbeiter-
organisationen aufzubauen, werden sich
viele politische Fragen über Programm,

SAV-Mitglied Lucy Redler war
Spitzenkandidatin der WASG Ber-
lin bei den Abgeordnetenhaus-
wahlen im September 2006. Im
Wahlkampf kämpfte die WASG
gegen die Privatisierung von Woh-
nungen, prangerte die Auftrags-
vergabe an Billiglohn-Firmen
durch den SPD/L.PDS-Senat an
und organisierte praktische Solida-
rität mit den streikenden Beleg-
schaften am Universitätsklinikum
Charité und beim Bosch-Siemens-
Hausgerätewerk. SAV-Mitglieder
aus dem ganzen Bundesgebiet
und CWI-Mitglieder aus acht Län-
dern unterstützen den Wahl-
kampf. Mit über 50.000 Stimmen
wurde ein beachtliches Ergebnis
erzielt, der Einzug ins Abgeordne-
tenhaus aber verfehlt. 14 WASG-
KandidatInnen, darunter drei SAV-
Mitglieder, wurden in Berliner Be-
zirksverordnetenversammlungen
gewählt.

Lucy Redler wurde als entschie-
dene Gegnerin von Regierungsbe-
teiligungen mit der neoliberalen
SPD und als Sozialistin auf dem
WASG-Parteitag nach den Berliner
Wahlen in den WASG-Bundesvor-
stand gewählt. Nach der Fusion
von WASG und Linkspartei.PDS
hat sie gemeinsam mit anderen
Berliner WASG-Aktiven die Berli-
ner Alternative für Solidarität und
Gegenwehr (BASG)  als linke poli-
tische Alternative zu den Berliner
Senatsparteien gegründet, denn
der neu gewählte Senat aus SPD
und PDS/DIE LINKE setzt die Poli-
tik des Sozialabbaus und der Pri-
vatisierungen fort. Protestaktion der WASG Berlin gegen die Privatisierung der Berliner Sparkasse durch den

SPD/L.PDS-Senat



Wer wir sind und was wir wollen  29

Für einen Kurswechsel der DGB-Gewerkschaften - für kämpferische und
demokratische Gewerkschaften; um das zu erreichen ist der Aufbau
innergewerkschaftlicher Oppositionsgruppen nötig
Für jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit von Gewerkschaftsfunktionä-
ren; kein Funktionär darf mehr verdienen, als einen durchschnittlichen
Tariflohn
Für demokratische Kontrolle der Belegschaften und Gewerkschaftsmit-
glieder über Streiks und Arbeitskämpfe; keine Unterschrift und kein Ab-
schluss ohne Zustimmung von Streikversammlungen und Urabstimmun-
gen
Für internationale Gegenwehr gegen imperialistische Institutionen und
multinationale Konzerne; internationale Koordinierung und Vernetzung
von Betriebsräten und Vertrauensleuten; Durchführung konzernweiter
und internationaler Aktions- und Streiktage gegen Entlassungen und
Lohnverzicht
Für eine sozialistische Massenpartei von Lohnabhängigen, Erwerbslosen,
Jugendlichen und RentnerInnen. Leider hat die Partei DIE LINKE kein
Programm und keine politische Praxis, die eine Entwicklung zu einer
solchen Partei erwarten lässt. Deshalb tritt die SAV für die Schaffung
eines oppositionellen antikapitalistischen Netzwerks von Aktiven inner-
halb und außerhalb der LINKEN ein, das die weitere Anpassung der Partei
an die kapitalistische Logik bekämpft und perspektivisch Schritte hin zu
einer sozialistischen Massenpartei ergreifen kann.
Gegen Regierungsbeteiligungen linker Parteien mit bürgerlich-kapitalisti-
schen Parteien; Regierungsbeteiligungen nur, wenn sie zu einer Politik im
Interesse der arbeitenden Bevölkerung und gegen die Interessen der
Kapitalbesitzer genutzt werden können

Taktik und Strategie stellen. Um diese kor-
rekt zu beantworten und eine sozialistische
Perspektive zu entwickeln ist der Aufbau
einer marxistischen Organisation notwen-
dig , die kollektiv die Erfahrungen der Ar-
beiterbewegung verarbeitet, daraus die rich-
tigen Schluss-folgerungen zieht und die so-
zialistische Zielsetzung nicht aus den Au-
gen verliert.

Um angesichts des kapitalistischen Welt-
markts und der Globalisierung eine Lösung
entwickeln zu können ist eine inter -
nationalistische Perspektive und eine inter-
nationale Organisierung notwendig. Des-
halb ist die SAV Teil des Komitees für eine
Arbeiter internationale (englische Abkür-
zung CWI), einer weltweiten marxistischen
Organisation mit Sektionen in über 35 Län-

dern auf allen Kontinenten.
Die Geschichte der Arbeiterbewegung des

20. Jahrhunderts, aber auch die Erfahrun-
gen der Massenbewegungen und Aufstän-
de in Lateinamerika am Beginn des 21. Jahr-
hunderts zeigen, dass die Arbeiterklasse
zwar spontan in der Lage ist Regierungen
zu stürzen und Revolutionen zu beginnen.
Ohne eine bewusste marxistische Führung
und in den Betrieben und Nachbarschaften
verankerte marxistische Organisation,  die-
se Aufstände und Revolutionen aber nicht
gesichert werden können und zu einer tat-
sächlichen Überwindung des Kapitalismus
führen. Historisch war die einzige Ausnah-
me die Russische Revolution 1917, in der
die demokratisch gewählten Arbeiter- und
Soldatenräte die Macht ergreifen konnten,

weil an ihrer Spitze mit den Bolschewiki
eine erfahrene und gut organisierte Par tei
stand, die die Kräfte in einer erfolgreichen
Strategie und Taktik bündeln konnte. In un-
zähligen anderen Fällen – von der deutschen
Revolution 1918/19 bis zur nicaraguani-
schen Revolution 1979 – scheiter ten
Massenaufstände und revolutionäre Situa-
tionen an dem Fehlen einer solchen marxi-
stischen Organisation.

Deshalb ist es das Ziel der SAV und des
CWI starke marxistische Massenorganisa-
tionen aufzubauen, die in der Lage sein wer-
den Geburtshelferinnen der sozialistischen
Veränderung der Gesellschaft und der
Machteroberung durch die arbeitende Be-
völkerung zu sein.

Forderungen der SAV
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Die SAV auf der jährlichen Demonstration zum Gedenken an Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg in Berlin

direkter Demokratie geschaffen werden,
die die Kontrolle und Verwaltung von
Wirtschaft und Gesellschaft übernehmen.

Dabei wird sich eine sozialistische De-
mokratie schon dadurch von der bürger-
lich-kapitalistischen Demokratie unter-
scheiden, dass in ihr die demokratischen
Rechte nicht am Betriebstor halt machen.
Eine Demokratisierung der Wir tschaft
setzt aber voraus, dass diese nicht im Pri-
vateigentum einer Minderheit ist, sondern
der gesamten Gesellschaft gehört. Des-
halb ist die Überführung der großen Ban-
ken, Konzerne und Versicherungen in öf-
fentliches Eigentum eine notwendige Vor-
aussetzung zur Entwicklung einer sozia-
listischen Demokratie.

Das bedeutet nicht, dass jegliches Pri-
vateigentum abgeschafft wird. Weder das
eigene Auto, noch der Fernseher und auch
nicht das eigene Häuschen (für die, die
es haben) würde enteignet. Etwas verlie-
ren werden durch Sozialismus nur die
superreichen Kapitalisten, Großaktionä-
re und Grundbesitzer.

Auch selbständige Handwerker und klei-
ne Gewerbetreibende würden von einer

Was ist Sozialismus...
... und was nicht?

Überwindung des Kapitalismus prof itie-
ren, denn sie würden nicht mehr von den
Großbanken ausgepresst und im Konkur-
renzkampf zermahlen.

Sozialistische Demokratie
In einer sozialistischen Demokratie wür-

den auf allen Ebenen VertreterInnen ge-
wählt,  die in der Wirtschaft, der Kommu-
ne, dem Bildungswesen etc. Leitungs-
aufgaben übernehmen. Diese Ver tre-
terInnen wäre jederzeit wähl- und abwähl-
bar. Dadurch wäre eine permanente Kon-
trolle und Interventionsmöglichkeit der
Basis gewährleistet.

Wenn die Arbeiterinnen und Arbeiter im
Betrieb, die BewohnerInnen des Stadtteils
oder die Beschäftigten und Studierenden
an der Hochschule zu der Erkenntnis ge-
langen, dass gewählte Ver treterInnen ihre
Aufgabe schlecht erledigen, könnten sie
diese jederzeit abwählen und durch an-
dere Personen ersetzen.

Solche gewählten Vertreterinnen und
Vertreter würden – anders als im Kapita-
lismus und in den stalinistischen Staaten
– keine finanziellen oder andere mater i-

Es hat noch keinen Sozialismus auf der
Welt gegeben. Nicht in der Sowjetunion,
nicht in der DDR,  nicht in China. Sozia-
lismus bedeutet weltweit Gemeineigen-
tum an den Produktionsmitteln und demo-
kratische Kontrolle und Verwaltung der
Gesellschaft durch die arbeitende Bevöl-
kerung. Im Sozialismus gibt es keine re-
pressiven Staatsapparate , er ist die freie
Verbindung der Menschen ohne Zwang
und Not.

Die Diktaturen der Parteibürokratien in
den Staaten, die sich sozialistisch nann-
ten, waren schlechte Karikaturen auf den
Sozialismus. Es waren stalinistische Staa-
ten – auch nach Stalins Tod.

In der Sowjetunion, China und der DDR
herrschte nicht die Arbeiterklasse, son-
dern sie wurde beherrscht – von einer Cli-
que privilegierter Bürokraten in Partei und
Staat. In einer wirklich sozialistischen
Gesellschaft würde tatsächliche Demo-
kratie herrschen. Das bedeutet nicht, dass
die Menschen nur alle vier Jahre wählen
dürfen, wer über sie regier t (und wer sie
belügt und betrügt). Das bedeutet, das auf
allen Ebenen der Gesellschaft Strukturen
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Was ist
Trotzkismus?
Als das SAV-Mitgl ied

Lucy Redler im Frühjahr
2006 zur Spitzenkandida-
tin der WASG Berlin ge-
wählt wurde, begannen
die Medien regelmäßig
vom Trotzkismus zu schrei-
ben. Selbst der Chef des
Marburger Bundes, Mont-
gomery, wure als der
„Trotzkist des Gesund-
heitswesens“ und Fußball-
Bundestrainer Löw auch
als Anhänger der trotzki-
stischen „permanenten
Revolution“ (auf seine
Trainingsmethoden bezo-
gen) bezeichnet.
Trotzkismus ist moderner

Marxismus. Trotzki führte
den Kampf gegen die Sta-
linisierung der Sowjetuni-
on und für Freiheit der Kritik und demokratische Rätestrukturen
in der Gesellschaft. Er kritisierte die Entwicklung hin zur Diktatur
unter Stalin und musste dafür 1940 selber mit dem Leben bezah-
len, als er von einem stalinistischen Agenten ermordet wurde.
Doch Trotzki war nicht nur Kritiker des Stalinismus. Er entwickel-

te die marxistische Theorie und Politik entscheidend weiter. Seine
Theorie der „Permanenten Revolution“ gibt eine Anwort darauf,
wie Länder mit halbfeudalen Strukturen, wie Russland 1917 und
große Teile Lateinamerikas, Afrikas und Asiens heute, ihre Rück-
ständigkeit überwinden können.
Ende der 20er Jahre war er der erste, der die Gefahr der Nazis

erkannte und für eine Arbeitereinheitsfront aus Kommunistischer
Partei und Sozialdemokratischer Partei argumentierte, um die
Machtergreifung Hitlers zu verhindern.
Nachdem die Kommunistische Internationale aufgehört hatte,

ein Instrument für den Befreiungskampf der Arbeiterklasse zu sein,
gründete Trotzki mit seinen weltweiten UnterstützerInnen die Vier-
te Internationale als neue weltweite sozialistische Kampforanisa-
tion. In dieser Tradition steht die Sozialistische Alternative - SAV
und das Komitee für eine Arbeiterinternationale - KAI.
Heute ist der Trotzkismus die Strömung in der Linken, die sich

konsequent für eine Strategie zur Überwindung des Kapitalismus
einsetzt, die für eine internationale unabhängige Organisierung
der Arbeiterklasse kämpft und die den Wiederaufbau der Arbei-
terbewegung voran treibt.

Leo Trotzki war ein wichtiger Führer der
Oktoberrevolution und kämpfte später gegen
den Stalinismus in der Sowjetunion.

ellen Privilegien erhalten,  sondern nur ei-
nen Lohn entsprechend des Durchschnitts
in der arbeitenden Bevölkerung bekom-
men. Die finanzielle Privilegierung von
Bundestagsabgeordneten, aber auch von
Gewerkschaftsfunktionären, führt dazu,
dass sie „abheben“ und die Ängste und
Nöte derjenigen Menschen, die sie eigent-
lich vertreten sollen, nicht mehr kennen.

Durch die Durchführung von regelmä-
ßigen Vollversammlungen in Betrieben,
Nachbarschaften und Bildungseinrichtun-
gen und durch die demokratische Wahl
von Komitees auf allen Ebenen, würde die
Masse der Bevölkerung in die Diskussio-
nen und Entscheidungsfindungen einbe-
zogen.

Ausgehend von den lokalen und betr ieb-
lichen Komitees würde Delegierte auf re-
gionale, nationale und internationale Ebe-
nen entsendet und könnten dort Leitungs-
gremien – Regierungen – bilden. Der rus-
sische Revolutionär Lenin hat einmal ge-
sagt, dass jede Köchin Ministerpräsiden-
tin werden können muss und sich für die
Rota tion von Ämtern ausgesprochen.

Dies würde möglich, wenn durch eine
radikale Verkürzung der Arbeitszeit,
durch ganztägige Kinderbetreuung  und
einen massiven Ausbau des Bildungswe-
sens alle Menschen in die Lage versetzt
werden, an Diskussionen und Entschei-
dungen teilzunehmen.

Auch einen von der Bevölkerung sepa-
rierter und privilegierter Staatsapparat
(Polizei, Militär, Justiz) würde es nicht
mehr geben. Polizei- und Justizaufgaben,
so sie überhaupt noch nötig sind, würden
ebenfalls von demokratisch gewählten
Gerichten und Milizen übernommen.

Alles utopisch?
Kann das überhaupt funktionieren? Die

Geschichte hat immer wieder gezeigt,
dass die Arbeiterklasse in der Lage ist,
sich zu organisieren und ihre Geschicke
in die eigenen Hände zu nehmen. Ob die
Bildung der Räte in der deutschen Revo-
lution 1918/19 oder der Aufbau von star -
ken Gewerkschaften. Selbst das ehren-
amtliche Engagement von Millionen in
Spor tvereinen,  Mietervereinigungen und
anderen Vereinen ist ein Hinweis auf das
Potenzial, das für eine Selbstverwaltung
in der Bevölkerung besteht.

Kann eine Planwirtschaft funktionieren?
Demokratische Planwirtschaft bedeutet
zur Befriedigung der Bedürfnisse der
Menschen zu produzieren – und dabei den
Erhalt der Umwelt als ein oberstes Be-
dürfnis zu verstehen. Es ist heute, im Zeit-
alter von Internet und Mobilfunk,  ein
leichtes, die Bedürfnisse der Menschen
festzustellen. Tatsächlich wird im Kapi-
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talismus ja auch geplant. Die großen Kon-
zerne geben viel Geld für die Marktfor-
schung aus, aber sie planen gegeneinan-
der. Im Sozialismus wird Kooperation
groß geschr ieben und Konkurrenz abge-
schafft.

Aber es geht nicht nur darum sicher zu
stellen, dass alle Menschen die Jeans be-
kommen, die sie sich wünschen und aus-
reichend verschiedene Käsesor ten im
Supermarktregal vorhanden sind. Nur in
einer demokratischen Planwirtschaft
könnte Forschung und Technologie auf
die wichtigsten Bereiche für die Mensch-
heit konzentr iert werden:  Rettung der
Umwelt,  Abschaffung des Hungers, Be-
kämpfung von Aids und anderen todbrin-
genden Krankheiten und Seuchen. Durch
eine Beendigung der Aufrüstung, durch
das Einstellen der blödsinnigen Werbe-
und Verpackungsindustrie, durch die Be-
reitstellung wissenschaftlicher Erkennt-
nisse für alle würden die Voraussetzun-
gen geschaffen viel mehr Geld und Wis-
sen in diese Bereiche zu stecken.

Der Stalinismus
Haben Sowjetunion und DDR nicht be-

wiesen, dass Sozialismus nicht funktio-
niert? Die Erfahrungen in den Ländern,
die sich sozialistisch nannten,  zeigen nur,
dass Sozialismus Demokratie braucht und
dass er auf Dauer nur weltweit durchge-
setzt werden kann.

Mit der Oktoberrevolution 1917 mach-
te die Arbeiterklasse in Russland den Ver-
such, Kapitalismus zu überwinden und
den Weg zum Sozialismus einzuschlagen.
In der ersten Phase nach der Revolution
war der neue sowjetische Arbeiterstaat die
demokratischste Gesellschaft, die es bis-
her in der Menschheitsgeschichte gab.
Aber die russische Arbeiterklasse geriet
unter starken Druck. Die russischen Ka-
pitalisten und ihre Freunde in den impe-
rialistischen Staaten zwangen dem jungen
Staat einen Bürgerkr ieg auf, der Wirt-
schaft und Gesellschaft noch weiter zu-
rück fallen ließ, als dies durch den Ersten
Weltkr ieg ohnehin schon geschehen war.
Viele der politisch bewusstesten Arbeiter
fielen im Bürgerkr ieg, die Wirtschaft wur-
de zerstört, Hungersnöte brachen aus.

Hinzu kam, dass das Kultur- und Bil-
dungsniveau in dieser landwirtschaftlich
geprägten Gesellschaft ohnehin sehr nied-
rig war. Die Bedingungen für die Arbei-
terklasse eine demokratische Kontrolle
und Verwaltung von Wirtschaft und Ge-
sellschaft umzusetzen waren denkbar
schlecht. Der neue Staat hatte viele Be-
amte und Leitungsfunktionäre aus der al-
ten zaristischen Gesellschaft übernehmen
müssen – und sie zum Teil durch höhere
Gehälter für ihre Dienste an der neuen Ge-

sellschaft bestechen müssen. Dessen wa-
ren sich die wichtigsten Führer der Rus-
sischen Revolution, Lenin und Trotzki,
sehr bewusst. Deshalb betonten sie uner-
müdlich,  dass die Arbeitermacht in
Russland nur wird überleben können,
wenn sie durch siegreiche sozialistische
Revolutionen in Europa Unterstützung
finden würde. Dies blieb aus. Die Revo-
lutionen in Deutschland, Ungarn,  Italien
endeten in Nieder lagen für die Arbeiter-
klasse. Sowjet-Russland blieb isoliert und
geschwächt.

Vor diesem Hintergrund entwickelte sich
in Russland eine privilegierte bürokrati-
sche Elite aus dem Funktio-närsapparat
der führenden bolschewistischen Partei
und des Staates. Stalin wurde zur Perso-
nifizierung dieser Bürokratie , aber auch
nach seinem Tod änderte sich nichts an
den grundleg enden gesellschaftlichen
Strukturen in diesen Staaten. Diese Bü-
rokratie wirkte wie ein Krebsgeschwür in
der Planwir tschaft. Jegliche demokrati-
schen Debatten, Wahlen und Entschei-
dungsfindungen wurden durch sie unter-
b unden. Ein von Korruption und
Konservatismus geprägter Staatsapparat
entstand, der sich immer mehr im Wider-
spruch zur Masse der Bevölkerung be-
fand.

Planwirtschaft führte zu
Fortschritt

Gleichzeitig blieb der Kapitalismus bis
1989/90 abgeschafft und wurde die Wirt-

schaft nicht durch Konkurrenzkampf und
Profitlogik dominiert. Dies führte dazu,
dass die Sowjetunion eine beachtliche
wirtschaftliche Entwicklung erreichte und
die sozialen Grundbedürfnisse der Men-
schen in den stalinistischen Staaten gesi-
cher t werden konnten. In diesem Sinne hat
sich die Überlegenheit einer Planwir t-
schaft, wenn auch in verzerrter Form, in
den stalinistischen Staaten gezeigt. Im
negativen Sinne auch seit dem Zusam-
menbruch dieser Staaten: denn außer
Reisefreiheit (die viele nicht nutzen kön-
nen, weil ihnen das nötige Kleingeld
fehlt), Coca-Cola, Internet und anderen
Konsumgütern, hat die Wiedereinführung
des Kapitalismus in diesen Staaten auch
Massenarbeitslosigkeit, Armut,  soziale
Unsicherheit, Prostitution gebracht.

Die Sozialistische Alternative - SAV ist
und ihre Vorgängerorganisation VORAN
war eine kom-promisslose Gegner in des
Stalinismus. Wir stehen in der Tradition
von Leo Trotzki und der von ihm gegrün-
deten Linken Opposition und Vier ten In-
ternationale, die den Kampf für eine Ab-
eiterdemokratie auf Basis der verstaatlich-
ten Planwirtschaft in der Sowjetunion seit
Mitte der 20er Jahre führten.

Ein Ein-Parteien-Regime und Funk-
tionärsprivilegien waren niemals die Zie-
le wirklicher SozialistInnen und werden
von der SAV nicht zuletzt aufgrund der
Erfahrungen mit dem Stalinismus grund-
sätzlich abgelehnt.

Die Notwendigkeit neue sozialistische Arbeiterparteien aufzubauen besteht in vielen
Ländern. In Brasilien haben CWI-Mitglieder gemeinsam mit anderen Linken die P-SoL
(Partei für Freiheit und Sozialismus) gegründet.
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Ist Sozialismus erreichbar?
Eine Gesellschaft, die von der Mehrheit

der Bevölkerung kontrollier t und verwal-
tet werden soll, kann nur durch die Mehr-
heit der Bevölkerung auch erreicht wer-
den.

Die Arbeiterklasse ist die Kraft in der
Gesellschaft, die die Möglichkeit hat, den
Kapitalismus zu stürzen und eine andere
Gesellschaft zu organisieren. Warum?
Weil sie die entscheidende Stellung im
Produktionsprozess,  in der Wirtschaft
hat. Sie kann die Kapitalisten durch
Streiks nicht nur da treffen, wo es ihnen
weh tut – beim Prof it. Sie kann auch die
ganze Wirtschaft aus den Händen der Pri-
vateigentümer in die eigenen Hände über-
nehmen – durch Betriebsbesetzungen und
den Aufbau von Belegschaftskomitees.
Denn es geht um mehr als nur einen Re-
gierungswechsel auf der Basis unverän-
derter gesellschaftlicher Verhältnisse.

Der Kapitalismus kann nur überwunden
werden durch die bewusste Aktion der
Arbeiterklasse. Streiks, Generalstreiks,
Betr iebsbesetzungen, Aufstände sind nö-
tig, um die Macht der Banken und Kon-
zerne zu brechen und die ersten Schritte
zu einer sozialistischen Gesellschaft zu

gehen. Ohne Revolution wird das nichts.
Revolution bedeutet die bewusste Verän-
derung der Macht- und Eigentumsver-
hältnisse durch die Mehrheit der Bevöl-
kerung. Revolutionen werden nicht von
Organisationen und Parteien gemacht, sie
sind Ergebnis der gesellschaftlichen Wi-
dersprüche und werden von den Massen
selber begonnen. Aber eine Revolution
braucht ein Programm, eine Organisa ti-
on und eine Führung, um erfolgreich zu
sein. Deshalb ist der Aufbau einer star-
ken marxistischen Organisa tion nötig.

Sozialistische Ideen nötig
Heute hat die Arbeiterklasse keine star-

ken Organisationen, die konsequent ihre
Interessen vertreten und sich eine sozia-
listische Veränderung zum Ziel setzen.
Auch in der Arbeiterklasse g ibt es zwar
viel Unzufr iedenheit mit den Verhältnis-
sen im Kapitalismus und auch wachsen-
de Sympathien für sozialistische Ideen,
aber es g ibt kein ausgeprägtes sozialisti-
sches Bewusst-sein.

Und trotzdem finden täglich Kämpfe
statt,  in denen ArbeiterInnen, Erwerbs-
lose, Jugendliche in einen Widerspruch

Streikende US-Arbeiter und ihre Kinder protestieren gegen Streikbrecher

zu den bestehenden kapitalistischen Ver-
hältnissen geraten. Ob Streiks gegen Be-
triebsschließungen oder für Lohnerhö-
hungen, ob Kampagnen gegen die Priva-
tisierung von Wohnraum und Kranken-
häusern,  ob Jugendproteste gegen Studi-
engebühren und Bildungsnotstand oder
ob die seit Jahren stattfindenden Massen-
proteste gegen Gipfeltref fen von IWF, EU
und G8.

Die Massenbewegungen in Lateiname-
rika, die in einigen Ländern neue linke
Regierungen ins Amt gebracht haben,
sind ein Vorbote von Entwicklungen, die
auch in Europa stattfinden werden. War-
um wir uns da so sicher sind? Weil die
von Entlassungen und Sozialabbau be-
troffenen gar keine andere Wahl haben,
als sich zur Wehr zu setzen.

Aber es bedarf einer starken Organisa-
tion und es bedarf der richtigen Ideen, um
Kämpfe und Bewegungen zum Erfolg zu
führen. Deshalb bauen wir mit der SAV
eine marxistische Organisa tion auf, die
sozialistische Ideen in diese Kämpfe und
Bewegungen hinein trägt. Damit Forde-
rungen und Strategien entwickelt werden,
die zum Erfolg führen. 
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Die erste Massendemonstration gegen die Agenda 2010 am 1. November 2003 wurde von der SAV angestoßen.

SAV und CWI
mit dem Ziel eine Großdemonstration gegen
die von der Schröder-Regierung beschlosse-
ne Agenda 2010 durchzuführen. Trotz eines
Boykotts der Gewerk-schaftsführungen nah-
men am 1. November 2003 100.000 Men-
schen, darunter viele Basisgewerkschafter-
Innen, an dieser Demonstration teil, die der
Auftakt von vielen Streiks und Massendemos
gegen Agenda 2010 und Hartz IV war.

WASG und DIE LINKE.
Wir waren von Anfang an Teil der WASG,

weil wir die Idee einer breiten und kämpferi-
schen politischen Interessenvertretung für
Lohnabhängige und Erwerbslose unterstützen.
Die SAV hatte schon seit einigen Jahren die
Idee einer neuen Arbeiterpartei verbreitet. In
der WASG sind wir für eine kämpferische Pra-
xis, demokratische Strukturen und eine sozia-
listische Politik eingetreten.

Wir haben die Fusion mit der
Linkspartei.PDS zur Partei DIE LINKE. nicht
unterstützt, weil damit eine politische Anpas-
sung der WASG an die Regierungspolitik der
L.PDS im Berliner Senat vollzogen wurde.
In Berlin war die SAV ein maßgeblicher Be-
standteil des WASG-Lanesver-bandes,  der
sich dem Anschluss an die L.PDS widersetz-
te und im September 2006 eigenständig zu
den Berliner Abgeordnetenhauswahlen kan-
didierte und 50.000 Stimmen erzielte. Spit-

zenkandidatin der WASG war das SAV-Mit-
glied Lucy Redler.

Die SAV setzt ihren Schwerpunkt auf au-
ßerparlamentarische Aktivitäten, denn wir
wissen, dass die Gesellschaft nicht durch die
Parlamente, sondern durch Bewegungen in
den Betrieben und auf der Straße verändert
wird. Aber wir beteiligen uns an Wahlen, um
eine Alternative zum Einheitsbrei der bürger-
lichen Parteien anzubieten und sozialistische
Ideen zu verbreiten.

Stadträte
SAV-Mitglieder in Rostock, Köln, Aachen,

Berlin und anderen Orten wurden in Kom-
munalparlamente gewählt. In Rostock ge-
schah dies mit einer Kandidatur der SAV, in
Berlin auf den Listen der WASG und in den
anderen Städten als Teil linker Kommunal-
bündnisse. Die SAV-Mitglieder in Kommu-
nalparlamenten nehmen keine mit ihren Man-
daten in Verbindung stehenden Privilegien an
und bereichern sich nicht durch den Erhalt von
Sitzungsgeldern und Aufwandsentschädigun-
gen. Alles Geld, was über die mit dem Man-
dat entstehenden Kosten hinaus geht, wird in
die politische Arbeit gesteckt.

In Rostock konnte die SAV die Arbeit ihrer
Bürgerschaftsabgeord-neten Christine Lehnert
immer wieder mit der Organisierung von Pro-
testen vor den Bürgerschaftssit-zungen ver-

Die SAV ist eine aktive und kämpferische
Organisation. Mit unserer Monatszeitung „So-
lidarität – Sozialistische Zeitung“, unserer
Webseite www.sozialismus.info,  unserem
halbjährlichen Magazin sozialis-mus.info und
mit Broschü+ren, Flugblättern, Veranstaltun-
gen und Plakaten verbreiten wir sozialistische
Ideen. Wir beteiligen uns aber auch aktiv am
Aufbau der Arbeiterbewegung, von Jugend-
protesten, am antifaschistischen Widerstand
und in der globalisierungskritischen Bewe-
gung.

Trotz der Tatsache, dass wir noch eine rela-
tiv kleine Organisation sind, können wir auf
viele wichtige und erfolgreiche Kampagnen
undAktivitäten zurück blicken.

Im Jahr 2003 hat die SAV die Initiative zur
Bildung von „Jugend gegen Krieg“-Gruppen
in ganz Deutschland ergriffen. Diese haben
nach Beginn des Kriegs gegen den Irak
Schülerstreiks organisiert, an denen sich über
200.000 Schülerinnen und Schüler beteiligt
haben. Die SAV hat in diesen JgK-Gruppen
erreicht, dass nicht nur der Angriff der USA-
geführten Allianz gegen den Irak veurteilt wur-
de, sondern auch die imperialistische Außen-
politik Deutschlands kritisiert und der Abzug
deutscher Soldaten aus dem Ausland gefor-
dert wurde.

Im Sommer 2003 ergriff die SAV die Initia-
tive zu einer bundesweiten Aktionskonferenz



Wer wir sind und was wir wollen  35

SAV-Block auf einer Demonstration gegen den Sozialabbau der Landesregierung Hessen 2003

Der ver.di-Betriebsgruppenvorsitzende an
der Charitè, Carsten Becker, trat nach
erfolgreichem Streik in die SAV ein.

Christine Lehnert ist SAV-
Bürgerschaftsabgeordnete in Rostock

binden. Das führte zu Zugeständnissen der
Bürgerschafts-Mehrheit:  so gibt es in Rostock
mo-deratere Regelungen bzgl. der Ein-Euro-
Jobs und wurde ein Sozialticket für den öf-
fentlichen Nahverkehr eingeführt.

In Kassel haben SAV-Mitglieder eine wich-
tige Rolle dabei gespielt über viele Jahre die
Privatisierung des Klinikums zu verhindern.

SAV-Mitglieder sind in Betrieben und Ge-
werkschaften aktiv und setzen sich für kämp-
ferische und demokratische Gewerkschaften
ein. Wir sind aktiv im Netzwerk für eine de-
mokratische und kämpferische ver.di und in
der Initia tive zur Vernetzung der
Gewerkschaftslinken und unterstützen die
Herausgabe von kritischen Belegschafts-
blättern bei der Telekom und DaimlerChrysler.

Demokratischer Aufbau
Die Ortsgruppen der SAV organisieren auch

die Bildungsarbeit über politische Referate
und Diskussionen auf den wöchentlichen Sit-
zungen und zusätzlich stattfindende
Schulungstreffen und Seminare. Einmal jähr-
lich finden in Berlin die Sozialismustage statt,
eine bundesweite öffentliche Diskussions-
konferenz, an der in den letzten Jahren jähr-
lich rund 400 BesucherInnen teilgenommen
haben.

Als Internationalisten beteiligen wir uns an
den Mobilisierungen gegen die Gipfel der
Mächtigen (IWF, EU, G8) und wir organisie-
ren internationale Solidarität mit Gewerk-
schafterInnen und SozialistInnen in vielen

Ländern, aktuell in Venezuela, Sri Lanka, Ni-
geria und Pakistan.

Die SAV ist eine aktive und demokratische
Organisation. Unsere Ortsgruppen treffen sich
auf wöchentlicher Basis und diskutieren und
entscheiden die Aktivitäten vor Ort. Alle Mit-
glieder in Ortsgruppen-, Stadt oder Bundes-
vorständen sind jederzeit wähl- und abwähl-
bar und der Basis gegenüber rechenschafts-
pflichtig. Hauptamtliche Mitarbei-terInnen der
SAV und Abgeordnete dürfen nicht mehr ver-
dienen als einen durchschnittlichen Arbeitneh-
merlohn und keine Privilegien annehmen.

Mindestens alle zwei Jahre findet eine Bun-
deskonferenz statt, die die bundesweite Poli-
tik und Aktivitäten diskutiert und entscheidet
und einen Bundesvorstand wählt.

Und es gilt: demokratisch gefällte Beschlüs-
se werden gemeinsam umgesetzt. So wie bei
einem Streik Mehrheitsentscheidungen für die
KollegInnen bindend sind, sind auch in der
SAV Mehrheitsentscheidungen für die politi-
schen Aktivitäten aller Mitglieder und Orts-
gruppen bindend. Dies ermöglicht es auch eine
gemeinsame Bilanz von Mehrheits-
entscheidungen zu ziehen und ggf. Fehler zu
korrigieren.

Eine Internationale aufbauen
Als Teil des Komitees für eine Arbeiter-

internationale (CWI) entsendet die SAV auch
Delegierte zu den regelmäßig stattfindenden
Weltkongressen und hat VertreterInnen im In-
ternationalen Exekutivkomitee des CWI. Das

CWI versteht sich als eine internationale so-
zialistische Organisation, hat demokratisch ge-
wählte Strukturen und es gibt einen regen Aus-
tausch zwischen den verschiedenen nationa-
len Sektionen und zum Internationalen Büro
in London.

Die größte Sektion des CWI gibt es in Eng-
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Die britische Schwesterorganisation der SAV organisierte Anfang der 90er Jahre einen Boykott von 18 Millionen Menschen gegen die
ungerechte Poll Tax (Kopfsteuer)

land und Wales. Hier war das CWI in den 70er
und 80er Jahren als die Militant-Strömung in-
nerhalb der Labour Party bekannt, als diese
noch eine aktive Massenbasis in der britischen
Arbeiterklasse hatte. Von 1983 bis 1987 führ-
ten Militant-Mitglieder die Labour Party in
Liverpool und gewannen dor t eine Mehrheit
im Stadtrat. Dort setzten sie eine sozialisti-
sche Kommunalpolitik um, die sich den
Kürzungsvorgaben der Zentralregierung wi-
dersetzte und eine Politik im Interesse der ar-
beitenden Bevölkerung durchsetzte. Es wur-
den Wohnungen gebaut, die Arbeitszeit für die
städtischen Beschäftigten reduziert, neue Ar-
beitsplätze geschaffen und die Schulen bes-
ser ausgestattet. Dies, obwohl die finanzielle
Situation der Stadt eigentlich keine Verbesse-
rungen dieser Art zugelassen hätte. Die so-
zialistische Mehrheit im Stadtrat handelte aber
nach dem Prinzip „besser das Gesetz brechen,
als den Armen das Rückgrat“ (better to break
the law than the poor) und beschlossen for-
mell illegale, unausgeglichene Haushalte und
mobilisierte die Arbeiterklasse der Stadt im
Kampf, diese Gelder von der Zentralregierung
zu erhalten. Es gab mehrere Massendemon-
strationen und einen Generalstreik zur Unter-
stützung dieser Politik. Der sozialistische
Stadtrat konnte von der damaligen Premier-
ministerin Thatcher nur durch eine Amtsent-
hebung gestoppt werden.

Zu Beginn der 90er Jahre führte Militant in
Großbritannien die Kampagne gegen die un-
gerechte Poll Tax (kommunale Kopfsteuer).
Am Zahlungsboykott beteiligten sich bis zu

18 Millionen Menschen. Heute heißt die da-
malige Militant-Strömung Socialist Party und
hat unter anderem eine starke Verankerung in
den Gewerkschaften mit über 20 SP-Mitglie-
dern, die in nationale Ge-werkschaftsvor-
stände gewählt wurden.

Weltweit kämpfen
In Pakistan baut die Socialist Movement Pa-

kistan mit der Kampagne für gewerkschaftli-
che Rechte eine Struktur auf, die die stark zer-
splitter te Gewerkschaftsbewegung zusammen
bringt und eine wichtige Rolle bei Streiks
spielt.

In Sr i Lanka steht die United Socialist Party
an der Spitze des Kampfes gegen die rassisti-
sche Diskriminierung der tamilischen und
moslemischen Bevölkerungsteile und gegen
den Bürgerkrieg. Ihr Generalsekretär Siritunga
Jayasuriya erlangte den, wenn auch abgeschla-
genen, dritten Platz bei den letzten Präsi -
dentschaftswahlen und ist seitdem einer der
prominentesten Fürsprecher für Minderheiten-
rechte und deshalb massiv von Mordrohungen
und Angriffen von durch die Regierung ge-
deckten rassistischen singha-lesischen Kräf-
ten ausgesetzt.

In Brasilien hat sich Socialismo Revo-
lucionario  an der erfolgreichen Gründung der
neuen sozialistischen Kraft, Partei für Sozia-
lismus und Freiheit (P-SoL) beteiligt und baut
diese zusammen mit anderen Kräften auf.

In Irland hatte die Socialist Party zwischen
1996 und 2007 mit Joe Higgins einen Abge-
ordneten im Parlament. Er ist als unermüdli-

cher Kämpfer für die Rechte der Arbeiterklas-
se im ganzen Land bekannt und galt als einzi-
ge wirkliche Opposition im Parlament. 2003
ging er für einen Monat ins Gefängnis, weil
er die Straßenblockaden von Dubliner Bür-
gerInnen gegen die Einführung von Müllge-
bühren unterstützte. Nur durch eine Wahlkreis-
reform zu Ungunsten von Joe Higgins und der
Socialist Party konnte seine Wiederwahl 2007
verhinder t werden.

Es gibt viele weitere Beispiele für die prak-
tische Arbeit der CWI-Sektionen im Kampf
gegen Ausbeutung und Unterdrückung.Ob die
Kampagne gegen Wahlbetrug in Nigeria oder
die Schülerstreiks gegen den Krieg in den
USA, ob die Unterstützung der kämpferischen
Bergarbeitergewerkschaft in Polen oder die
Kampagne für eine neue linke Partei in Bel-
gien. Gleichzeitig betreibt das CWI mit der
Webseite www.socialisworld.net die attraktiv-
ste und lebendigste internationale sozialisti-
sche Webseite mit täglichen Berichten und
Analysen aus der ganzen Welt. Das CWI ist
eine tatsächliche Weltorganisation für den in-
ternationalen Sozialismus.

Wenn Dir die Ideen, die wir
in dieser Broschüre
dargestellt haben, gefallen,
solltest Du nicht zögern und
heute noch Mitglied der
SAV und des CWI werden!
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